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| IX. Jahrgang 


7 5 Motto: Das Schweizervolk kann seine wirtschaftliche Selbständigkeit gegenüber dem Ausland nur | 
7 behaupten und im Innern zu grösserem Wohlstand und häherer sozialer Gerechtigkeit nur fort- =) 
\ schreiten, wenn es seine Konsumkraft organisiert. Die genossenschaftliche Zusammenfassung dieser 


Kraft ist daher für uns eine Lebensfrage: sie ist unsere nationale Aufgabe im XX. Jahrhundert. / 
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Die neue Molkerei des A. C. V. in Bafel. 


Milchbaſſins im Kühlraum. 
(Siehe den Artikel in Nr. 35 des „Schweiz. Konſumverein“.) 
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Das eidg. Lebensmittelgesetz mit sämtlichen Verordnungen 


kann durch die Abteilung Bureauartikel bezogen werden. 
Jeder 
ordnungen besitzen. 


Konsumverein sollte 1—2 Expl. dieses für den Lebensmittelverkehr unerlässlichen Gesetzes mit Ver- 


Verband ſchweizeriſcher Konſumpereine 
Kreis XX, Vorort Vevey. 


Kreis konferenz 


Sonntag den 10. Oktober 1909, vormittags 10 Uhr, 
im Hotel Bahnhof, 1. Stock, in Vevey. 


Traktanden: 

Appell. 

Wahl des Bureau. 

Eigenpackung und Eigenproduktion. Referent: Herr E. 
Schwarz, Mitglied der Verwaltungskomm. des V. S. K. 

4. Die genoſſenſchaftliche Preſſe. Referent: M. Fallet, 
Verbandsſekretär. 

5. Warenbericht. Referent: Herr E. Schwarz. 

6. Errichtung eines Lagerhauſes in der Weſtſchweiz. 

7. Beſprechung betr. der zu treffenden Maßnahmen gegen 
das Vorgehen des Vereins ſchweiz. Geſchäftsreiſender. 

8. Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 

9. Verſchiedenes. 


wu — 


Der V. S. K. wird an dieſer Kreiskonferenz eine Aus 
ſtellung ſeiner eigenen Verpackungen arrangieren. 
Mit genoſſenſchaftlichem Gruß! 
Für den Sireisvorfland XX. 
Der Präſident: Alex. Zahnd. Der Sekretär: H. Maillard. 
Programm: 9% uhr: Kollation im Hotel Bahnhof, 


er Kreiskonſerenz. 12% Uhr: 
Beſichtigung 


präzis: Eröffnung d 
ohne Wein. Nach Schluß der Konferenz 
Société cooperative de consommation „La Menagere* 


der Gebäude der 


N. B. Um die genaue Teilnehmerzahl für das Mittageſſen zu ermitteln, 
erſuchen wir die Herren Vorſtände, die Anzahl ihrer Delegierten dem 
Präſidenten bis ſpäteſtens 8. Oktober mitteilen zu wollen 


Genossenschaftlicher Arbeitsmarkt. 


Nachfrage. 


esucht: Hine erste 
das Warengeschäft, 
französische Sprache 
I. Dezember 1909. 
Selbstzeschriebene Offerten sind an die Verwaltung des Kon- 
sumvereins Birsfelden zu richten, wo auch die bez. Reglemente 
und Verträge zur Einsicht aufliegen. 


Genoſſenſchaffliches Volksblatt. 


und eine zweite Verkäuferin in 
Branchenkenntnisse absolut notwendig, 
erwünscht. Eintritt 1. November eventuell 


Inhalt der Nr. 38 der Wochenausgabe vom 24. Sept. 1909. 


Rabatt. Geſchäftsreiſende und Konſumvereine. 
Umſchau. Vom Betragen in den Läden. Alter, 
Urſachen und Entwicklung der ſozialen Frage. Wahr⸗ 


ſprüche. 


J. Stoct. n 
Mittageſſen zu Fr. 2. 50 


ermitteln, 


Verband ſchweizeriſcher Ronſumvereine 
Kreis X, Porort Baden. 


Kreiskonferenz 
Sonntag den 26. September, vormittags 9e Uhr, 
im Hotel zur „Blume“ in Koblenz. 


Traktanden: 
Appell. 
Verleſen des letzten Protokolls. 
Eigenpackung und Eigenproduktion. Referent: Herr 
E. Schwarz, Mitglied der Verwaltungskommiſſion 
des V. S. K. 
4. Bericht über die Marktlage und Entgegennahme von 

Aufträgen. Referent: Herr E. Schwarz. 


ww 


Gemeinſchaftliches Mittageſſen. 


— en 


5. Das Vorgehen des Vereins Schweiz. Geſchäftsreiſender. 
Referent: Herr Dr. O. Schär, Verbandsſekretär 
6. Verſchiedenes. 
Wir machen die Herren Vorſtände noch ſpeziell darauf 
aufmerkſam, daß der Verband in Baſel an dieſer Kreis— 


konferenz eine kleine Ausſtellung ſeiner eigenen 
Verpackungen arrangieren wird. 


Mit genoſſenſchaftlichem Gruß! 
Für den Kreisvorfland X: 


Der Aktuar: 
Jallob Keller. 


Der Präſident: 
Joh. Glattſelder. 
Baden, den 6. September 1909. 
NB. Um die genaue Teilnehmerzahl für das 
erſuchen wir die Herren Vorſtände, die 
Delegierten dem Präſidenten: J. Glattfelder, bis ſpäteſtens 
tember mitteilen zu wollen 


Mittageſſen zu 
Anzahl ihrer 
24. Sep 
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Kochfett Union 


ist ein ausgezeichnetes Ersatzmittel für die teure 
Kochbutter; es ist den besten Konkurrenzprodukten 
ebenbürtig und dazu preiswürdig. 


Die Förderung 


der genos senschaftlichen Eigenproduktion 
geschieht durch den Bezug von Kochieltt 
„UNION“, Eigenprodukt des Verbandes 
schweizerischer Konsumvereine :: 

ELLE 


sch. 


IX. Jahrgang. 


Vor zwanzig Jahren. 


Der heutige Tag (25. September), obwohl nicht der 
Gründungstag unſeres Verbandes, iſt doch ein wichtiger 
Gedenktag in der Geſchichte desſelben; denn heute vor 
20 Jahren iſt der erſte von Erfolg begleitete Anſtoß ge- 
geben worden zum Zuſammenſchluß der ſchweizeriſchen 
Konſumgenoſſenſchaften. 

Aus dem Protokoll des Verwaltungsrates des A. C. V. 
Baſel iſt zu erſehen, daß am Schluſſe der Sitzung vom 
25. September 1889 der verſtorbene Herr Chriſtian 
Gaß die Anregung machte, unter Darlegung der für einen 
Zuſammenſchluß ſprechenden Gründe an alle bekannten ſchwei⸗ 
zeriſchen Konſumvereine mit der Anfrage zu gelangen, ob 
ſie bei der Gründung eines Verbandes ſchweiz. Konſum— 
vereine ſich beteiligen würden. 

Zugleich legte Herr Gaß den Entwurf eines Rund— 
ſchreibens vor, das, mit unweſentlichen Aenderungen ge⸗ 
nehmigt, an eine große Anzahl Konſumvereine verſandt 
und auch von 44 beantwortet wurde. 

Wir nehmen an, dieſes erſte Dokument unſeres Ver⸗ 
bandes erwecke das Intereſſe unſerer Leſer und erlauben 
uns deshalb, dasſelbe hier als ein wirtſchaft⸗-hiſtoriſches Do- 
kument in extenſo zu reproduzieren: 


Der Allgemeine Konſumverein in Baſel 
an die 
Konſumvereine der Schweiz. 
P. P. 

Als vor einigen Jahren unſer Verein von neidiſchen Konkur— 
renten in heftiger Weiſe öffentlich angegriffen und als ein gemein— 
ſchädliches Inſtitut dargeſtellt wurde, machte uns die „Société co- 
operative de consommation à Genève“ den freundlichen Vorſchlag, 
wir ſollten die Initiative ergreifen zu einem Verband der ſchweiz. 
Konjumvereine. 

Die Richtigkeit dieſes Gedankens leuchtete uns jofort ein. Auch 
wiſſen wir, daß in den Nachbarländern ſolche Verbände der Kon— 
ſumvereine längſt beſtehen und erfolgreich wirken. Und doch konnten 
wir uns damals nicht entſchließen, der Anregung Folge zu geben. 
Wir mochten nicht den Schein auf uns laden, als könnten wir den 
Kampf mit unſeren hieſigen Gegnern nicht einzig ausfechten und 
ſuchten Hilfe gegen dieſelben bei den Geſinnungsgenoſſen der andern 
Kantone. 

Seither hatten wir zu wiederholten Malen Gelegenheit, zu 
beobachten, daß ein ſolcher Verband eine recht wohltätige Wirk- 
ſamkeit ausüben könnte. Er wäre ein Mittel, durch welches die Ver 
waltungen der einzelnen Vereine manches von einander lernen 
könnten. Er wäre geeignet, das Prinzip der Konſumvereine in 
weitern Kreiſen zu verbreiten und den Gedanken der Selbſthilfe 
durch Verbindung der jogen. kleinen Leute mächtig zu fördern. Er 
wäre namentlich auch im Stande, in den für unſer Land immer 
wichtiger werdenden nationalökonomiſchen Fragen ein Wort mit⸗ 
zuſprechen, das beachtet werden müßte und vor Einſeitigkeiten 
ſchützen würde. 

Letztern Punkt wollen wir an Beiſpielen klar machen. Sie haben, 
wie wir, erfahren, in welch hohem Maße bei Durchführung des 
Alkoholmonopols entgegen klaren Beſtimmungen des Bundesgeſetzes 
ein Lebensbedürfnis, das keineswegs zu den Luxusartikeln gehört, 
der Brennſpiritus verteuert wurde, um die großen Schnapsbrenner 
unſeres Landes mit ungerechtfertigt hohem Gewinn zu geſchweigen 
und für ihre Verdienſte und die Förderung der Volkswohlfahrt zu 
belohnen. Wir glauben, die Rückſichtsloſigkeit gegenüber dem kon⸗ 


Schwei KHonſumm Verein, 
N Organ desdertsundsfchwei Fionfunvereine. ge 


RT EL EISEN 
Bafel, den 25. September 1909. 


ſumierenden Publikum wäre nie jo weit getrieben worden, wenn 
die Verwaltungen der Konſumvereine, dieſe Repräſentanten unſerer 
Arbeiterbevölkerung, zur rechten Zeit am rechten Ort ein Wort der 
Verwahrung eingelegt hätten. 

Ganz dasſelbe droht auf andern Gebieten. In den eidgen. Räten 
hat ſich in den letzten Jahren eine beſondere landwirtſchaftliche 
Sektion gebildet. Wenn dieſelbe nur darauf ausginge, die Hilfe des 
Bundes für eine vernünftige Förderung der Landwirtſchaft durch 
Hebung der laudwirtſchaftlichen Bildung, durch Subſidien, Prämien 
u. dergl. zu erringen, würden wir uns darüber nur freuen. Aber 
dieſe Leute haben ſich namentlich das Ziel geſetzt, im Widerſpruche 
mit den bezüglichen Grundſätzen der Bundesverfaſſung die notwen⸗ 
digſten Lebensmittel, Fleiſch, Getreide, Wein u. dergl. durch mög- 
lichſte Erhöhung der Zölle zu verteuern. Schon haben ſie namhafte 
Erfolge errungen, und daß ſie damit nicht zufrieden ſind, ſondern 
noch viel weiter gehen wollen, hat unlängſt der ſchweizeriſche land 
wirtſchaftliche Verein bewieſen, der von den eidgen. Behörden für 
den neuen Zolltarif auf die allernotwendigſten Lebensmittel Zölle 
verlangt, von denen noch vor wenigen Jahren kein Menſch öffentlich 
hätte reden dürfen 

Wir begreifen dieſe einſeitigen Beſtrebungen wohl Die ſchwei— 
zeriſchen Landwirte wehren ſich eben für ihre Intereſſen. Allein 
ihre Erfolge bringen nur den jogen. Herrenbauern Nutzen. Dagegen 
wird durch dieſelben nicht nur die Lage der ſtädtiſchen Arbeiter- 
bevölkerung weſentlich verſchlimmert, ſondern auch die der kleinen 
Landleute, welche wohl den Boden unſeres Landes bebauen, aber 
trotzdem einen großen Teil ihrer Lebensmittel kauſen müſſen. Leider 
ſind dieſe Kreiſe und ihre Intereſſen in der Bundesverſammlung 
äußerſt ſchwach vertreten, und weun die Arbeiterbevölkerung nicht 
zuſehen will, wie man ihr den Lebensunterhalt bedeutend verteuert, 
ſo iſt es Zeit, daß ſie ſelber auf den Plan tritt und ihre Intereſſen 
verficht. 

Solche Betrachtungen haben uns veranlaßt, auf die oben er— 
wähnte Anregung unſerer Genfer Freunde zurückzukommen. Wir 
wenden uns daher mit Gegenwärtigem an die uns bekannten Kon— 
ſumvereine der Schweiz und fragen auch Sie an, ob Sie geneigt 
wären, eine erſte Verſammlung von Delegierten ſchweizeriſcher Kon— 
ſumvereine zu beſchicken. 

Als Verhandlungsgegenſtände dieſer Delegiertenverſammlung 
denken wir uns: 1. Gründung eines Verbandes ſchweizeriſcher Kon- 
ſumvereine und 2. Eingabe an die Bundesbehörden betreffend die 
Zölle auf notwendigen Lebensmitteln. Selbſtverſtändlich ſind dies 
nur Vorſchläge, und hat eine eventuell zuſammentretende Ver— 
ſammlung ihre Traktanden ſelber feſtzuſetzen. 

Wollen Sie uns gefälligſt bis ſpäteſtens Ende Oktober mitteilen, 
ob Sie eine ſolche Delegiertenverſammlung zu beſchicken gedenken 
oder nicht! Wenn ſich eine anſehnliche Zahl von Vereinen dazu 
bereit erklärt, werden wir uns erlauben, die definitiven Einladungen 
zu erlaſſen. Als Ort der Zuſammenkunft haben wir der günſtigen 
Eiſenbahnverbindungen wegen Olten in Ausſicht genommen; über 
den Tag haben wir noch nicht geſprochen, denken aber, man würde 
einen Sonntag wählen 

Wir geben uns der Hoffnung hin, daß auch in den Konſum— 
vereinen das Gefühl ſchweizeriſcher Zuſammengehörigkeit ſich be- 
währe, und daß ein Verband entſtehen werde, der geeignet iſt, unſere 
Grundſätze zu verbreiten und unſere Sache zu fördern zum Wohle 
unſeres Volkes und unſeres Vaterlandes. 

Baſel, den 25. September 1889. 


Aus dieſem Dokument ergibt ſich, daß bei der Vor— 
bereitung der Gründung unſeres Verbandes ſehr vorſichtig 
vorgegangen und dem bedächtigen Schweizer Charakter 
entſprechend für den Anfang nur ein ganz beſcheidenes 
Arbeitsgebiet in Ausſicht genommen wurde, wohl um nicht 
durch allzu hoch geſteckte Ziele Bedenken zu erregen. 

Auf die Aufnahme, die das Zirkular bei den ſchwei— 
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zeriſchen Konſumvereinen gefunden und die eigentlichen 
Gründungsvorgänge wollen wir ſpäter zurückkommen. 


Geſchäftsreiſende und Konfumvereine. 
(Preßſtimmen und Aktenſtücke aus beiden Lagern.) 


Berichtigung 
zu den Ausführungen in letzter Nummer. 

Wir haben im erſten Teil unſerer Ausführungen das 
Abſtimmungsreſultat vom 8. Mai 1909 in der Delegierten- 
verſammlung des S. II. u I. V. wiedergegeben (19 contra 16), 
beigefügt, daß ſich 60 Delegierte der Stimme enthalten 
hätten und daraus den Schluß gezogen, daß der Verein 
ſchweiz. Geſchäftsreiſender mit ſeinen drei Delegierten allein 
den Mehrheitsbeſchluß zu Stande gebracht habe. Es war 
uns damals, da die Verſammlungen des Schweizeriſchen 
Handels- und Induſtrievereins regelmäßig unter Ausſchluß 
der Oeffentlichkeit vor ſich gehen, nicht bekannt, daß nicht 
nach Köpfen, ſondern nach Sektionen abgeſtimmt wird und 
wurde, und daß jede Sektion nur eine Stimme hat. 
Die 35 abgegebenen Stimmen repräſentieren alſo die 
Stellungnahme von 35 Sektionen insgeſamt waren 43 
oder 44 vertreten — daraus ergibt ſich, daß in dieſem 
Augenblick der Stellungnahme des Vereins ſchweiz. Ge— 
ſchäftsreiſender nicht mehr die ausſchlaggebende Rolle zu— 
kam, wie wir angenommen und ausgeführt haben, und 
daß alſo auch die Desavouierung des bisherigen Vor— 
gehens durch die Schaffhauſer Delegiertenverſammlung 
keinen Einfluß mehr auf die Entſchließungen des Vorortes 
hätte haben können, weil dann immer noch 18 gegen 16 
Stimmen geſtanden wären. 

Der Anteil der Geſchäftsreiſenden am Endergebnis 
der Verhandlungen des S. II. u. I. V. iſt alſo nicht jo groß, 
wie in letzter Nummer ausgeführt. Er iſt unſeres Erachtens 
aber immer noch groß genug, um eine beſondere Be— 
ſprechung dieſes Anteils im Organ der Konſumgenoſſen— 
ſchaften zu rechtfertigen. 

II. 


Die im Handels- und Induſtrieverein für und 
gegen den Antrag des Geſchäfksreiſendenvereins 
vorgebrachten Gründe — 

Die Eingabe der Geſchäftsreiſenden vom 25. Januar 
1909 nimmt Bezug auf das früher erwähnte Gutachten 
des Herrn Dr. Schuler. Zum Verſtändnis dieſer Eingabe 
muß deshalb das Gutachten des Herrn Dr. Schuler 
auszugsweiſe reproduziert werden. Dr. Schuler führt 
folgendes aus: 

„In der Eingabe des Vereins ſchweizeriſcher Geſchäftsreiſender 
ſind zwei Fragen auseinanderzuhalten: 

A. diejenige nach der Zuläſſigkeit der Beteiligung eidgenöſſiſcher 
Beamter und Angeſtellter an der Verwaltung von Konſumvereinen 
und ähnlichen Genoſſenſchaften; alſo die bereits in den Jahren 1901 
und 1902 erwogene Frage; 

B. diejenige nach der Zuläſſigkeit der Gründung von Konſum⸗ 
vereinen und ähnlichen Genoſſenſchaften ausſchließlich durch eid- 
genöſſiſche Beamte und Angeſtellte; alſo eine bisher noch nicht er— 
Örterte Frage. 

Wenn auch beide Arten der Betätigung aus den gleichen 
Geſichtspunkten angefochten werden, ſo iſt doch ihr rechtlicher 
Charakter ein ganz verſchiedener. 

A. Für die Beteiligung eidgenöſſiſcher Beamter und Angeſtellter 
an der Verwaltung von Konſumvereinen und ähnlichen Genoſſen— 
ſchaften iſt vor allem maßgebend das Dienſtverhältnis und die darauf 
bezüglichen geſetzlichen Beſtimmungen, in erſter Linie alſo das Bundes- 
geſetz vom 2. Juli 1897, das eidgenöſſiſchen Beamten und Angeſtellten 
die Annahme einer anderen Stelle oder die Ausübung eines Neben- 
berufs nur geſtattet, ſofern dadurch die Erfüllung ihrer dienſtlichen 
Verpflichtungen nicht beeinträchtigt wird. Die nähere Ausführung 
dieſer Beſtimmung auf dem Verordnungsweg feſtzuſtellen iſt aus— 
drücklich dem Bundesrat anheimgegeben; an ihm war es alſo 
namentlich, zu beſtimmen, welche Nebenbejchäftigungen ſich als ſolche 
mit dem Dienſt unvereinbare Tätigkeiten darſtellen.“ 


Dr. Schuler ſetzt dann auseinander, daß der Bundes— 
rat jede Tätigkeit in einer Erwerbsgeſellſchaft den eidge— 
nöſſiſchen Beamten verboten, dagegen reine Wirtſchafts— 
genoſſenſchaften, die nur mit Mitgliedern verkehren, nicht 


als Erwerbsgeſellſchaften behandelt habe; dieſe Ein- 
ſchränkung des Begriffes Erwerbsgeſellſchaften, die ſonſt 
nicht üblich ſei, habe der Kritik gerufen, aber unzweifelhaft 
ſei der Bundesrat abſolut kompetent, dieſe Interpretation 
vorzunehmen. Dr. Schuler fährt dann fort: 


„Wenn aber dem Bundesrat ſomit das Recht, ſeine eigene 
Verordnung auch nach ſeinem freien Ermeſſen zu interpretieren, nicht 
abgeſprochen werden kann, ſo iſt dagegen — und dies gegenüber 
Verſchleierungen aus dem Lager der Konſumvereine — mit allem 
Nachdruck daran feſtzuhalten, daß der Bundesrat in jedem Fall, 
auch wo es ſich ſeiner Anſicht nach nicht um Erwerbsgeſellſchaften 
handelt, einem Beamten oder Angeſtellten die Beteiligung an der 
Verwaltung derartiger Genoſſenſchaften unterſagen kann. Wäre dies 
in Ziffer 5 der Verordnung vom 21. Februar 1899 nicht ausdrücklich 
geſagt, ſo würde es ſich meines Erachtens ohne weiteres aus dem 
Charakter des Dienftverhältnifies ergeben. Es iſt lediglich Sache des 
betreffenden Departementsvorſtehers, darüber zu entſcheiden, ob er 
eine Nebenbeſchäftigung mit dem Dienſt vereinbar hält oder nicht. 
Hierüber iſt er nur dem Bundesrat Rechenſchaft ſchuldig, der auf 
ſeinen Antrag die endgültige Entſcheidung trifft. Immer und überall 
wo er den Eindruck hat, die Arbeit im Amte leide unter einer 
Zerſplitterung der Kräfte Schaden, wird er ſeine Einwilligung zur 
Uebernabme einer anderen Stelle verſagen oder zurückziehen; ganz 
beſonders werden hiebei die individuellen Eigenſchaften des jeweiligen 
Beamten oder Angeſtellten den Ausſchlag geben. Mit der Vereins- 
freiheit hat dieſe Frage rein nichts zu ſchaffen; es handelt ſich ja 
— hier noch — gar nicht darum, ob ein Beamter oder Angeſtellter 
Mitglied eines Vereins oder einer Genoſſenſchaft werden könne, 
ſondern ob er in dieſen Vereinigungen eine Zeit und Arbeit er 
fordernde Stelle annehmen dürfe, für die er außerdem finanziell ent- 
ſchädigt wird. Auf dieſes letztere Moment iſt im Hinblick auf die 
Beſoldungen der Beamten und Angeſtellten beſonderes Gewicht 
zu legen. 

Irgend einen Anſpruch, ſich in der Verwaltung eines Konſum— 
vereins zu betätigen, von welcher Art immer letzterer ſei, hat ſomit 
gar kein eidgenöſſiſcher Beamter oder Angeftellter; die Erlaubnis 
hierzu hängt ab vom freien, jederzeit widerruflichen Ermeſſen des 
Departementsvorſtehers, bezw. des Bundesrats. Inſofern es ſich aber 
um Konſumvereine handelt, die der Bundesrat ſelbſt als „Erwerbs— 
geſellſchaften“ kennzeichnet, ſoll dieſe Erlaubnis gemäß Ziffer 5 der 
bundesrätlichen Verordnung überhaupt nur ganz ausnahmsweiſe 
erteilt werden, nur „wo es ſich um lokale Beſtrebungen von vor— 
lagen unſeres Staatsweſens in Widerſpruch zu ſtehen, die vor allem 
die ſtaats rechtlichen Rechte und Pflichten von jeglichen Rück— 
ſichten auf Beſitz und Stellung emanzipieren. Daher wäre 
es unbillig und unlogiſch, einen Beamten ſeinerſeits nach dieſer 
Richtung zur Beobachtung beſonderer Rückſichten anhalten zu wollen. 
Und beſonders unſere Kreiſe, die ſich mit vollem Recht gegen die 
im öffentlichen Leben der Schweiz in neuerer Zeit nicht ganz ſelten 
zutage tretenden Tendenzen auflehnen, die Beſitzenden gerade um ihres 
Beſitzes willen härter zu behandeln als die Nichtbeſitzenden, werden 
ſich hüten müſſen, ihrerſeits in das Gegenteil zu verfallen, ſoll ihnen 
ihre gute Poſition nicht verloren gehen. 

e. Wenn ich ſomit den beiden erſten Argumenten in der Eingabe 
des Vereins ſchweizeriſcher Geſchäftsreiſender eine allzu große Be— 
deutung nicht beimeſſen kann, ſo entbehrt der dritte und weſentlichſte 
Einwand gegen die Beteiligung von Beamten und Angeſtellten an 
der Verwaltung genoſſenſchaftlicher Unternehmungen der Richtigkeit 
nicht. Das Bedenken beſteht, daß ſpeziell die Beamten und Ange— 
ſtellten der Poſt, der Eiſenbahn und des Zolls zufolge ihres Dienſtes 
„Einblicke in geſchäftliche Verhältniſſe gewinnen und 
Aufſchlüſſe über Bezugsquellen, Abſatzgelegenheiten um. 
erlangen, die der Genoſſenſchaft, für die ſie tätig ſind, 
in hohem Grade zuſtatten kommen“. Und auch die folgende 
weitere Bemerkung hat unſtreitig viel für ſich: „Daß der Verwalter 
einer ſolchen Genoſſenſchaft von Kenntniſſen, die ihm ſein Dienſt als 
öffentlicher Beamter oder Angeſtellter vermittelt, keinen Gebrauch 
machen werde, wird ſchwerlich erwartet werden können.“ Daran 
ändert auch die etwas hochfahrende Stelle im Schreiben der Bundes 
kanzlei vom 2. Dezember 1901 natürlich nichts, wonach an ſich ſchon 
die Integrität der eidgenöſſiſchen Beamten und Angeſtellten „über 
jeden Verdacht erhaben ſein ſollte“. So weit geht gottlob die Ehr— 
furcht vor unſeren Beamten nicht, daß wir uns blindlings dem 
Glauben hingeben, mit dem Antritt ihrer Würde ſeien nun ohne 
weiteres alle menſchlichen und allzumenſchlichen Schwächen — von 
eigentlichen Unredlichkeiten iſt ja gar nicht die Rede — von ihnen 
abgefallen. Und menſchlich iſt es gewiß, daß jemand etwas, was er 
vermöge ſeiner dienſtlichen Stellung erfahren hat und weiß, nun 
nicht urplötzlich vergißt oder nicht mehr weiß, ſobald es ſich um ſeine 
außerdienſtlichen Beziehungen handelt. Es iſt ſo allgemein menſchlich, 
daß das Gegenteil ſchon faſt als beſonderes Verdienſt erſchiene. 
Hierzu tritt das durchaus natürliche Beſtreben des in einer Ver 
waltungsſtelle tätigen Beamten oder Angeſtellten, ſeiner Genoſſenſchaft 
ebenfalls in beſtmöglicher Weiſe zu dienen. Damit iſt dann eine 
Pflichtenkolliſion leicht gegeben; daß fie — oder auch nur ihr An— 
ſchein — tunlichſt vermieden werde, liegt vor allem im Intereſſe 
des Anſehens der eidgenöſſiſchen Beamten und Angeſtellten ſelbſt. 
Das war natürlich auch die Erwägung des Bundesrats, als er die 


Beamten der Poſt und des Zolls von der Verwaltung der als 
Erwerbsgeſellſchaften bezeichneten Konſumvereine allgemein ausſchloß. 
Nur iſt die Gefahr der Pflichtenkolliſion faſt in gleicher Weiſe vor 
handen, ob es ſich um Konſumvereine handelt, die auch an Nicht 
mitglieder verkaufen, oder um ſolche, die bloß an Mitglieder Waren 
abgeben. Und die Folgen dieſer Kolliſion ſind in beiden Fällen für 
den Handelsſtand nicht weſentlich verſchieden, da ihm auch die Kon— 
kurrenz der nur an Mitglieder verkaufenden, immer zahlreicher 
werdenden Konſumvereine ſchwere Sorgen macht. Auch in letzteren 
vermag ein Beamter oder Angeſtellter Erfahrungen, die er nur in 
ſeinem Dienſt geſammelt hat, in einer Weiſe zu verwerten, die 
einem anderen Gewerbetreibenden das Waſſer abgräbt. Hieraus 
können den Konſumvereinen Vorteile erwachſen, die ihren wirt— 
ſchaftlichen Gegnern um ſo odioſer erſcheinen, als ſie aus Quellen 
herfließen, die von jeder Parteinahme — wirtſchaftlicher und ſozialer 
— möglichſt ungetrübt bleiben ſollten. 

Demgegenüber kann freilich nicht mit Unrecht darauf hinge— 
wieſen werden, daß auch der Beamte und Angeſtellte neben ſeiner 
öffentlichen Funktion noch Privatmann iſt und in dieſer Eigenſchaft 
nicht mehr eingeengt werden ſoll, als die Erforderniſſe ſeiner 
dienſtlichen Stellung unbedingt gebieten. Hierauf wird ſpäter noch 
etwas näher eingetreten werden müſſen. Außerdem gibt es eine 
ganze Reihe von Verwaltungskreiſen, bei denen die 
Gefahr der geſchilderten Pflichtenkolliſion ſchon 
deshalb wegfällt, weilihre Beamten und Angeſtellten 
einfach nicht in die Lage kommen, von wirtſchaftlich 
verwertbaren Tatſachen in ihrem Dienſt Kenntnis 
zu nehmen. 

Nach meinem Dafürhalten geht daher das Begehren des Vereins 
ſchweizeriſcher Geſchäftsreiſender zu weit, der Bundesrat möchte allen 
eidgenöſſiſchen Beamten und Angeſtellten ſchlechthin die Teilnahme 
an der Verwaltung von Konſumvereinen und ähnlichen Genoſſen 
ſchaften unterſagen. Es iſt auch nicht anzunehmen, daß ſich der 
Bundesrat zu einem derartigen generellen Verzicht auf Prüfung des 
Einzelfalls je bereit finden wird. Ein Verzicht müßte naturgemäß 
wieder als eine Parteinahme gegen die Konſumvereine aufgefaßt 
werden, die ebenſo vermieden werden ſoll, als, vom Standpunkt des 
Handelsſtandes, eine ſolche für die Konſumvereine. Aber berechtigt 
erſcheint der Wunſch, der betreffende Departementsvorſteher, bezw. 
der Bundesrat möchte bei der Unterſuchung des einzelnen Falls 
nicht darauf abſtellen, ob gerade der Dienſt im engern Sinn, alſo 
die beſondere dienſtliche Funktion des jeweiligen Beamten oder 
Angeſtellten, unter der Annahme einer Verwaltungsſtelle Schaden 
leide oder nicht, ſondern darauf, inwiefern dieſe Uebernahme — wie 
wiegend gemeinnütziger Art handelt“. Für eine beſtimmte Kategorie 
von Beamten und Angeſtellten, diejenigen der Poſt- und Bollver- 
waltung, hat der Bundesrat nun jede Bewilligung einer ſolchen 
Ausnahme generell ausgeſchloſſen; inſoweit wird er überhaupt auf 
eine Prüfung des Einzelfalls nicht eintreten. Hierzu iſt der Bundes- 
rat gewiß befugt, ſobald er die Ueberzeugung hat, daß wegen der 
beſondern Stellung dieſer Gruppe von Beamten und Angeſtellten 
deren Betätigung an Erwerbsgeſellſchaften an ſich ſchon eine „Kolliſion 
der Pflichten“ befürchten laſſe. Eine Ausdehnung dieſer Maßnahme 
auf andere Kategorien könnte dem Bundesrat ebenfalls nicht ver— 
wehrt werden, wenn er bezüglich ſolcher weiterer Gruppen ähnliche 
Bedenken hegte. 

Die Grenzen ſeiner Befugnis ſind dem Bundesrat bei der 
gegenwärtigen Ordnung lediglich geſteckt durch das Bundesgeſetz vom 
2. Juli 1897 und durch die bundesrätliche Verordnung vom 
21. Februar 1899. Seine Bewegungsfreiheit innerhalb dieſer Grenzen 
iſt eine ziemlich große und namentlich durch das Mittel der Aus— 
legung hat er es in der Hand, je nach ſeiner Auffaſſung auf die 
hier in Betracht kommenden Verhältniſſe im einen oder im andern 
Sinn beſtimmend einzuwirken. Grundſätzlich iſt die Behörde natürlich 
frei, auf eine von ihr gegebene Auslegung zurückzukommen und ſie 
abzuändern; andere Mittel dagegen, als die innere Ueberzeugungs— 
kraft der Gegengründe, ſtehen allerdings nicht zu Gebot, um eine 
ſolche Aenderung herbeizuführen. 

Hier hat alſo die Aktion derjenigen Kreiſe einzuſetzen, welche 
wollen, daß der Bundesrat den eidgenöſſiſchen Beamten ganz oder 
doch in weit größerm Umfang als bisher die Teilnahme an der 
Verwaltung von Konſumvereinen und ähnlichen Genoſſenſchaften 
verbiete. Solcher Gründe werden in der Eingabe des Vereins 
ſchweizeriſcher Geſchäftsreiſender, das den Anlaß zur Wiederaufnahme 
der Unterſuchung gibt, namentlich drei aufgeführt: 

a. Zuerſt — wenn auch nur nebenbei — wird das Bedenken 
geäußert, daß die Leiſtungsfähigkeit der öffentlichen Ve: 
amten und Angeſtellten in der Erfüllung ihrer dienſtlichen 
Obliegenheiten kaum gefördert werde, wenn ſie ihre freie 
Zeit falls ſie nur dieſe dazu verwenden — der Verwaltung 
eines genoſſenſchaftlichen Unternehmens widmen. Nun liegt 
allerdings die Gefahr, daß durch derartige Nebenbetätigung der Dienſt 
leiden könne, nahe und wird oft beſtehen; gerade darum aber iſt für 
jeden einzelnen Fall die beſondere Einwilligung des Departements— 
vorſtehers vorgeſehen, der ja vor allen das größte, ein ſozuſagen 
egoiſtiſches, Intereſſe hat, daß in den wohlgeordneten und ineinander— 
greifenden Apparat ſeines Reſſorts nicht durch Zerſplitterung der 
Tätigkeit eines ihm dienſtlich Unterſtellten Unordnung und Ungenügen 
gebracht werde. Doch iſt die dienſtliche Arbeitslaſt für die Mehrzahl 
der Bundesbeamten in Anbetracht des ſtarken Perſonalbeſtands der 
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meiſten Verwaltungszweige gewiß keine ſo außerordentliche, daß 
eine Nebenbeſchäftigung im allgemeinen eine auf den Dienſt nach⸗ 
teilig zurückwirkende Uebermüdung befürchten läßt. Und auch der 
von anderer Seite ſchon geäußerten Erwägung kann eine Berechtigung 
nicht abgeſprochen werden, daß es ſchließlich für einen Beamten 
und Angeſtellten angemeſſener und würdiger iſt, er 
widme ſeine freie Zeit anſtatt dem Wirtshausbeſuch einer 
Nebenbeſchäftigung, aus der er immerhin mancherlei 
Nützliches zu lernen vermag. Bis auf einen gewiſſen Grad 
liegt in einer ſolchen Beſchäftigung mit praktiſchen Dingen des 
täglichen Lebens und Verkehrs, wie ſie in der Verwaltung eines 
Konſumvereins vorkommen, ſogar ein Gegengewicht gegenüber 
der für Beamte ja einigermaßen beſtehenden Gefahr des Erſtarrens 
in papierner Denkweiſe und der Entfremdung von den lebendig 
wirkenden Kräften des Tags. Und jo mögen dieſe praktiſchen Er⸗ 
fahrungen denn auch wieder für die Allgemeinheit frucht- 
bringend werden. Denn vom allgemein demokratiſchen Stand— 
punkt aus, wäre es an ſich nur zu begrüßen, wenn die auch in der 
Schweiz — oder jagen wir beſſer in der Eidgenoſſenſchaft — beftehende 
Kluft zwiſchen Beamtentum und Nichtbeamtentum durch 
ein ſtarkes Konglomerat gemeinſamer Intereſſen nach Möglichkeit 
ausgefüllt würde. 

b. Als weitern Grund gegen die Betätigung eidgenöſſiſcher 
Beamter und Angeſtellter an der Verwaltung genoſſenſchaftlicher 
Unternehmungen führt die Eingabe des Vereins ſchweizeriſcher 
Geſchäftsreiſender ferner an: „Unbedingt aber muß unſer 
Handelsſtand daran Anſtoß nehmen, daß dieſelben Be— 
amten und Angeſtellten, die aus Mitteln beſoldet werden, 
die zu überwiegendem Teile er ſelbſt liefert, in unmittel- 
baren Wettbewerb mit ihm treten.“ Dieſe Bemerkung dürfte 
wohl mehr der ſpontane Ausfluß eines begreiflichen Mißmuts ſein 
als ein Argument, bei dem ſich deſſen Vertreter wirklich behaften 
laſſen möchten. Ganz abgeſehen davon, daß es ſehr ſchwierig und 
auch recht unfruchtbar wäre, das Verhältnis zu ermitteln, in dem 
die verſchiedenen Berufsgruppen an die öffentlichen Laſten beitragen 
— am meiſten würden dann doch wohl die eigentlich produktive 
Werte ſchaffenden Gruppen in Mitleidenſchaft dann erſcheinen —, 
ſo müßte ein logiſches Weiterſpinnen dieſes Gedankens dazu führen, 
von den Beamten und Angeſtellten eine um ſo größere Anſpannung 
ihres Eifers zu verlangen, je ſtärkere Intereſſen der an die Staats— 
koſten am meiſten Beitragenden in Frage kämen. Ich weiß, daß es 
niemandem einfällt, die abſurde Konſequenz zu ziehen; aber der 
Gedankengang an ſich ſcheint mir mit den demokratiſchen Grund— 
es in der bundesrätlichen Verordnung mit Fug heißt — „mit den 
Jntereſſen der eidgenöſſiſchen Verwaltung“ vereinbar ſeien. Das iſt 
natürlich eine viel weitere Faſſung und mag dazu führen, daß mit 
Rückſicht auf das moraliſche Preftige der Bundesverwaltung über— 
haupt Bewilligungen verſagt werden müſſen, die nur im Hinblick 
auf die eigentliche Geſchäftstätigkeit unbedenklich zugeſtanden werden 
könnten. 

Inſofern man ſich von Vorſtellungen nach dieſer Richtung 
einen Erfolg verſpricht, wäre eine Eingabe an den Bundesrat, die 
im Namen möglichſt vieler Sektionen des Schweizeriſchen Handels- 
und Induſtrie-Vereins ſprechen könnte, vielleicht wohl angebracht.“ 

Die weiteren Ausführungen Dr. Schulers über die 
Zuläſſigkeit der Gründung beſonderer Beamtenkonſum— 
vereine kommen zu dem Schluſſe, daß ein Verbot ſolcher 
Vereine dem Art. 56 der Bundesverfaſſung widerſprechen 
würde. a N 

Ein Verbot wäre nur zuläſſig, wenn die Beamten 
konſumvereine zur Erreichung ihres Zweckes rechts⸗ 
widrige Mittel anwenden würden; wahrſcheinlich hatten 
diejenigen Kreiſe, die ein Verbot der Beamtenkonſumvereine 
verlangen, die Anſicht, daß Beamtenkonſumvereine rechts— 
widrige Mittel verwendeten. Demgegenüber macht Dr. 
Schuler darauf aufmerkſam, daß konſequenter Weiſe 
Beamten und Angeſtellten nicht nur die Gründung 
eigener Konſumvereine verwehrt, ſondern dieſe 
auch davon abgehalten werden müßten, alfge- 
meinen Konſumvereinen beizutreten, denn ſie 
könnten auch in ſolchen die im Amt erworbenen 
Kenntniſſe anwenden und dadurch andere ſchä— 
digen. 

Ein grundſätzliches und allgemeines Verbot von Be— 
amtengenoſſenſchaften wäre mit der Verfaſſung nicht zu 
vereinen und würde vom Bundesgericht nicht geſchützt 
werden. | 
Dr. Schuler ſchließt ſein Referat folgendermaßen: 

„Wer auf dem Standpunkt ſteht, daß ſich da der Staat 
ſo wenig als möglich in das freie Spiel wirtſchaftlicher 
Kräfte einmiſchen ſolle, wo die Begünſtigung des einen 
Intereſſes die Benachteiligung eines andern zur naturge— 
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mäßen Folge hat, der wird auch nicht zur Unterdrückung 
von Beamtenkonſumvereinen raten können.“ 

In der Eingabe des Vereins ſchweiz. Geſchäftsreiſender, 
die auf Seite 55—62 des 31. Jahresberichts dieſer Ver— 
einigung vollinhaltlich abgedruckt iſt, wird im Eingang 
bemerkt, die Eingabe werde in der Hauptſache eine 
Auseinanderſetzung mit dem Referat des Herrn 
Dr. Schuler und deſſen Votum vom 5. Dezember 1908 
— letzteres iſt uns nicht bekannt — darſtellen. Es wird 
dann auseinandergeſetzt, daß die Frage in zwei Teile zer— 
fällt und die Eingabe fährt dann wörtlich fort: 


„Einerſeits ſollen ſich die Sektionen darüber ausſprechen, ob 
es tatjächlich wünſchenswert ſei, daß den eidgenöſſiſchen Be— 
amten und Angeſtellten die Mitwirkung bei der Verwaltung von 
Konſumvereinen und ähnlichen Genoſſenſchaften, ſowie Gründung 
eigener Unternehmungen dieſer Art ohne Ausnahme unterſagt werde, 
und andererſeits unterſuchen, ob ein ſolches Verbot als rechtlich 
zuläſſig erſcheine. Wir wenden uns zuerſt dem erſten Teil der 
Frage nach der Wünſchbarkeit des Verbotes zu, wobei wir aus dem 
oben angeführten Grunde die Beteiligung an der Leitung von 
Konſumvereinen und die Gründung ſolcher Genoſſenſchaften nicht 
auseinander zu halten brauchen; was in dieſer Beziehung hinſichtlich 
des einen der beiden Fälle gilt, trifft auch für den andern zu. 

In unſerer Eingabe vom 11. Mai 1908 haben wir uns mit 
einem bloßen Hinweis darauf begnügt, daß die Betätigung von Be 
amten und Angeſtellten in Konſumvereinen die Gefahr einer Ver 
nachläſſigung ihrer dienſtlichen Obliegenheiten in ſich ſchließe. Auch 
heute wollen wir auf dieſen Punkt nicht näher eintreten, da er in 
erſter Linie das Intereſſe der Bundesverwaltung berührt, das wahr— 
zunehmen nicht unſere Sache iſt. Wenn aber in dem Referat gerade 
umgekehrt ausgeführt wird, die Beſchäftigung mit Fragen und Vor⸗ 
kommniſſen des täglichen Lebens und Verkehrs, zu der ſeine Tätig- 
keit in der Verwaltung eines Konſumvereins einem Beamten Ge— 
legenheit biete, könne in gewiſſem Sinne ſeinem Dienſte und damit 
der Allgemeinheit zugute kommen, ſo vermögen wir dieſe Anſchauung 
doch nicht unwiderſprochen zu laſſen. Es iſt ja bekannt, daß die 
Gegnerſchaft zwiſchen den Konſumvereinen und denjenigen Handel 
treibenden, gegen die ſich ihr Wettbewerb vornehmlich richtet, an 
Schärfe immer zunimmt und daß ſich zumal die Führer der Konſum 
genoſſenſchaftsbewegung — ihre Preſſe enthält faſt in jeder Nummer 
Beiſpiele hiefür — in gehäſſiger Befehdung und Verächtlichmachung 
ihrer wirtſchaftlichen Gegner nicht genug tun können. Selbſtver⸗ 
ſtändlich bleiben aber von dieſen bedauerlichen Verhältniſſen auch 
die eidgenöſſiſchen Beamten und Angeſtellten, die an der Leitung 
von Konſumvereinen mitwirken, nicht unberührt, und wenn man 
ſich dies vor Augen hält, ſo wird man hinſichtlich der Rückwirkung 
dieſer ihrer außerdienſtlichen Tätigkeit auf die Verrichtung ihres 
Dienſtes zu weſentlich anderen Schlußfolgerungen gelangen als das 
Reſerat. Man darf ferner mit Sicherheit annehmen, daß dieſe Seite 
der Frage von den Departementsvorſtehern bei Prüfung des einzel— 
nen Falles regelmäßig außer Acht gelaſſen wird, und da zudem die 
unbeſtreitbar vorhandene Gefahr, in eine feindſelige Voreingenommen— 
heit gegenüber einem Teil der Bevöklerung hineinzugeraten, für 
alle Beamten und Angeſtellten des Bundes, die in Konſumvereinen 
tätig ſind, in gleichem Maße beſteht, ſo vermag nur ein allgemeines 
Verbot, das keine Ausnahmen zuläßt, befriedigen. 

Wenn wir in unſerer Eingabe ſodann hervorhoben, der Handels— 
ſtand müſſe unbedingt daran Anſtoß nehmen, daß dieſelben Beamten 
und Angeſtellten, welche aus Mitteln beſoldet werden, die zu über⸗ 
wiegendem Teile er ſelbſt liefere, in Wettbewerb mit ihm treten, ſo 
haben uns auch hinſichtlich dieſes Standpunktes die Ausführungen 
des Referates nicht davon zu überzeugen vermocht, daß er in ſeinen 
Vorausſetzungen und Folgerungen verfehlt ſei. Die Einkünfte des 
Bundes ſetzen ſich doch unbeſtreitbar ganz vornehmlich aus den Er- 
trägniſſen ſeiner Bahnen, des Zolles, ſowie des Poft- und Tele⸗ 
graphendienſtes zuſammen und es darf alſo gewiß ohne Uebertreibung 
geſagt werden, daß ihm die Mittel, die er für die Beſoldung ſeiner 
Beamten und Angeſtellten benötigt, hauptſächlich von Seiten des 
Handelsſtandes — den Begriff im weiteſten Sinne genommen — 
zufließen. Hieraus den Anſpruch abzuleiten, daß dieſe Beamten und 
Angeſtellten ſich der Intereſſen des Handelsſtandes mit beſonderem 
Eifer anzunehmen hätten, liegt nun allerdings auch uns durchaus 
ferne. Unſere Anſchauung geht vielmehr nur dahin, es ſolle wenig 
ſtens verhütet werden, daß ſie dem Handelsſtand unmittelbar und 
mittelbar geradezu Schaden zufügen. Das iſt doch wohl etwas 
weſentlich anderes und ſcheint uns weder ein unbilliges, noch ein 
gegen den demokratiſchen Gedanken verſtoßendes Verlangen zu ſein. 

Das Hauptgewicht hatten wir aber ſchon in unſerer erſten Ein⸗ 
gabe darauf gelegt, daß eidgenöſſiſche Beamte und Angeſtellte durch 
ihren Dienſt Einblicke mannigfacher Art in geſchäftliche Verhältniſſe 
gewinnen und dieſe, zu unabſehbarem Schaden der Handeltreibenden, 
in ihrer Eigenſchaft als Mitglied der Verwaltung des Konſumvereins 
nicht nur verwerten können, ſondern ganz natürlicherweiſe regelmäßig 
auch verwerten werden. Das Vorhandenſein dieſes unſeres Er— 
achtens ausſchlaggebenden Uebelſtandes iſt nun — und wir ſtellen 
dies mit Befriedigung feft — ſowohl in dem Referate wie auch in 
dem Schoße der Schweizer. Handelskammer grundſätzlich anerkannt 


worden und das von einem Mitgliede derſelben angeführte Beiſpiel, 
in welchem es ſich um einen Hilfsbriefträger, alſo einen ganz unter» 
geordneten Angeſtellten handelt, zeigt gewiß mit aller wünſchens 
werten — wir möchten faſt ſagen: mit erſchreckender — Deutlichkeit, 
in welchem Maße die Intereſſen des Handelsſtandes durch die 
eidgenöſſiſchen Beamten und Angeſtellten in Konſumvereinen tat— 
ſächlich geſchädigt werden und wie ſchutzlos in Wirklichkeit der 
Handelsſtand unter der jetzigen Ordnung der Dinge gegenüber ſolchen 
Schädigungen iſt. Und derartiger Schädigungen — ob ſie bewußt 
oder unbewußt begangen werden, macht keinen Unterſchied — hat 
er ſich von Seiten aller Beamten und Angeſtellten zu verſehen, die 
unmittelbar oder mittelbar mit dem Warenverkehr und der ganz 
oder teilweiſe unverſchloſſen ſich abſpielenden Geſchäftskorreſpon— 
denz zu tun haben, alſo insbeſondere von Seiten der Beamten und 
Angeſtellten der Bundesbahnen, des Zolles, der Poſt und des Tele- 
graphenweſens. Aus den für die Handeltreibenden beftimmten Sen 
dungen und Mitteilungen erhalten ſie Aufſchluß über die Namen 
der Lieferanten, den Umfang der Bezüge, die Höhe der Preiſe und 
eine Menge anderer Verhältniſſe, die der Geſchäftsmann mehr oder 
weniger als Geheimnis behandelt, und es muß, wie ſchon geſagt, 
ſchlechterdings als ſelbſtverſtändlich betrachtet werden, daß ſie der 
Genoſſenſchaft, in deren Verwaltung ſie tätig ſind, alle dieſe Kennt 
niſſe zugute kommen laſſen und ihr dadurch in ebenſo unſtatthafter 
wie wirkſamer Weiſe den Wettbewerb mit den wirtſchaftlichen Gegnern 
erleichtern. 

Zugegeben iſt, daß es, und zwar auch in den oben genannten 
Zweigen der Bundesverwaltung, Beamte und Angeſtellte gibt, denen 
der eigene Dienſt keine Einblicke in Verhältniſſe des Handelsverkehrs 
gewährt. Aber immerhin wird es ihnen, wenn ſie es ſich angelegen 
ſein laſſen, dank ihren perſönlichen und dienſtlichen Beziehungen zu 
andern Beamten und Angeſtellten in der Regel ungleich leichter fallen, 
von dieſen wünſchenswerte Auſſchlüſſe zu erlangen als Dritten, die 
bei ſolchen Verſuchen durch jenes Moment nicht unterſtützt werden. 
Es erſcheint alſo keineswegs als überflüſſig, auch diejenigen Beamten 
und Angeſtellten, deren Dienſt eine Kenntnis wirtſchaftlich vertvert- 
barer Tatſachen nicht vermittelt, in das Verbot einzubeziehen, wozu 
dann noch kommt, daß ein derartiges allgemeines Verbot den großen 
Vorzug hat, für alle Beamten und Angeſtellten des Bundes Gleich 
heit zu ſchaffen in einer Frage, der ja auch eine gewiſſe finanzielle 
Tragweite innewohnt. 

Von dem Geſichtspunkte der ſchweren Schädigung aus, die der 
Handelswelt durch Indiskretionen von eidgenöſſiſchen Beamten und 
Angeſtellten, welche bei der Leitung von Konſumvereinen mitwirken, 
zugefügt wird, drängt ſich ein Verbot, das allen Beamten und An- 
geſtellten des Bundes die Teilnahme an der Verwaltung von Kon⸗ 
ſumvereinen und ähnlichen Genoſſenſchaften, ſowie die Gründung 
ſolcher Unternehmungen ohne jede Ausnahme unterſagt, noch aus 
einem andern Grunde als einzige befriedigende Löſung auf. Trotz 
ſeinem in dem Referate angeführten Beſchluſſe vom 12. Februar 1901 
muß nämlich geſagt werden, daß der Bundesrat die Bedeutung dieſer 
Indiskretionen offenbar unterſchätzt und nicht in ihrem vollen Um— 
fange erkennt. Es ergibt ſich dies aus jener Zweiteilung, die er 
dann mit Bezug auf die Konſumvereine vornahm in ſolche, die als 
Erwerbsgeſellſchaften aufzufaſſen ſeien, und andere, denen dieſer 
Charakter abgehe. Denn er überſah dabei, daß es, wie das Referat 
zutreffend ausführt, für den Handelsſtand grundſätzlich keinen Unter— 
ſchied macht, ob ſolche Indiskretionen zugunſten von „Erwerbs 
geſellſchaften“ begangen werden oder zugunſten von Konſumvereinen, 
die nur an Mitglieder verkaufen, — wenn es, nebenbei gejagt, über- 
haupt Konſumvereine gibt, die den letztern Grundſatz in Wirklichkeit 
durchführen, was wir mit der Korreſpondenz aus St. Gallen in 
Nr. 148, erſtes Morgenblatt der „N. Z. 3.“ unbedenklich beſtreiten zu 
dürfen glauben. Und jo ſteht denn ſehr zu befürchten, daß dieſem 
Momente von den Departementsvorſtehern auch in Zukunft viel zu 
wenig Beachtung geſchenkt werde und nach wie vor auch ſolche Be- 
amte und Angeſtellte, denen ihr Dienſt die Vorausſetzung für die 
Begehung von Indiskretionen liefert, die Erlaubnis zu der Beteili— 
gung an der Verwaltung von Konſumvereinen erlangen können. 
Für den Handelsſtand bedeutet es auch einen ſchlechten Troſt, daß 
gegen Beamte und Angeſtellte unnachſichtlich eingeſchritten werden 
ſoll, wenn ſie ſich durch ihre Stellung in einem Konſumverein zu 
einer Pflichtverletzung haben verleiten laſſen; abgeſehen davon, daß 
der Nachweis eines ſolchen Vergehens in der Regel ſehr ſchwierig 
ſein dürfte, iſt die Schädigung der Handeltreibenden dann eben 
bereits Tatſache geworden und kann weder durch Entlaſſung des 
Fehlbaren aus dem Bundesdienſte, noch durch den Entzug der ihm 
1 5 Bewilligung zu dieſer Nebenbeſchäftigung wieder gut gemacht 
werden. 

Gegen die Wünſchbarkeit eines allgemeinen Verbotes wurde in 
der Sitzung der Schweiz. Handelskammer dann noch geltend gemacht, 
die Konſumvereine können ſich Mitteilungen über Verhältniſſe des 
Handelsverkehrs auch von ſolchen Beamten und Angeſtellten des 
Bundes verſchaffen, die nicht in ihrer Verwaltungsbehörde ſitzen, und 
dieſe ſeien zudem der Gefahr der Entdeckung einer von ihnen be— 
gangenen Indiskretion weit weniger ausgeſetzt als diejenigen Be- 
amten und Angeſtellten, von denen man wiſſe, daß fie bei der Lei— 
tung eines Konſumvereins mitwirken. Dieſer Erwägung möchten wir 
Folgendes entgegenhalten: Daß Beamte und Angeſtellte des 
Bundes, die an der Verwaltung eines Konſumvereins 
teilnehmen — mit dem Bewußtſein, ſich einer Pflichtverletzung 


ſchuldig zu machen, oder ohne dasselbe — Indiskretionen be— 
gehen, darf als ſicher angenommen werden die Verhält— 
niſſe bringen es ganz von ſelbſt mit ſich. Daß ſolche In 
diskretionen auch von andern Beamten und Angeſtellten, die nicht 
Mitglieder der Verwaltung eines Konſumvereins ſind, begangen 
werden, iſt zwar möglich, wird aber gewiß nur ſelten vorkommen. 
Und nun kann ein Verbot, durch das zahlreiche Unzuläſſigkeiten, die 
ohne es mit Beſtimmtheit zu erwarten ſind, ausgeſchloſſen werden, 
doch nicht deswegen weniger wünſchenswert ſein, weil es eine Minder- 
heit von Fällen, die bloß als denkbar in Betracht kommen, nicht 
trifft. Das allgemeine Verbot bewahrt eine große Zahl eidgenöſſiſcher 
Beamter und Augeſtellter vor der unmittelbaren Verſuchung, ſich 
Indiskretlonen zu Schulden kommen zu laſſen, und das muß ge— 
nügen, ſeine Wünſchbarkeit darzutun. 

e Endlich möchten wir noch mit Nachdruck betonen, daß ein 
ſolches Verbot, wie wir es befürworten, unſeres Erachtens nicht als 
eine Stellungnahme des Bundes gegen die Konſumvereine aufgefaßt 
werden könnte. Es würde den letzteren lediglich zumuten, ſich, was 
die Handeltreibenden ihrerſeits jetzt ſchon müſſen, ohne die Mitwir 
kung unſerer Beamten und Angeſtellten zu behelſen, und hierin eine 
Feindſeligkeit gegen ſie erblicken zu wollen, wird doch gewiß keinem 
Unbefangenen einfallen. Richtig aufgefaßt, beſteht ſein Zweck und 
fein Erfolg nur darin, den Handeltreibenden vor Schädigungen durch 
Beamte und Angeſtellte des Bundes zu ſchützen, und daß der hiebei 
beſonders in Betracht fallende Teil unſeres Handelsſtandes einen 
ſolchen Schutz, ſelbſt wenn er ſich in ſeinen Wirkungen mittelbar 
gegen die Konſumvereine richtet, mit Fug beanſpruchen dürfe, ſcheint 
Uns ein Standpunkt zu ſein, über deſſen Selbſtverſtändlichteit in dem 
Schoße des Schweiz. Handels- und Induſtrie Vereins kein Wort ſollte 
verloren werden mtüſſen, 

8 Indem wir nun noch auf eine kurze Unterſuchung der Frage 
eintreten, ob ein ſolches abſolutes Verbot rechtlich zuläſſig ſei, glauben 
wir fie, wenn fie zunächſt nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen be— 
antwortet werden ſoll, unbedenklich bejahen zu können. Wir be 
ſchränken uns vorläufig auf die Beteiligung der Beamten und An 
eſtellten an der Verwaltung von Konſumvereinen und nehmen den 
Standpunkt ein, grundsätzlich habe der Bund jo gut wie jeder andere 
Arbeitgeber das Recht, nach ſeinem Ermeſſen zu beſtimmen, welche 
Attgeftändniffe er denjenigen, die in ſeine Dienſte treten, hinſichtlich 
der Ausübung einer Nebenbeſchäftigung machen wolle. Gewiß kann 
er bei der Ordnung dieſer und anderer Fragen nicht ganz ſo frei 
und rückſichtslos vorgehen wie der Arbeitgeber in privaten Dienft- 
verhältniſſen, weil ihm eben ſeine Beamten und Angeſtellten nicht 
nur als Arbeitnehmer, ſondern immer auch als ſeine Bürger gegen 
überſtehen, denen ohne Not die perſönliche Bewegungsfreiheit zu be 
ſchneiden ihm in der Tat ſchlecht anſtehen würde. Wenn es ſich 
aber wie hier nicht um eine Willkür, ſondern darum handelt, den 
Beamten und Angeſtellten eine beſtimmte außerblenſtliche Betätigung 
deswegen zu unterſagen, weil durch ſie ein beträchtlicher Teil der 
übrigen Bevölkerung empfindlich geſchädigt würde, jo bleibt der Bund 
mit der Auſſtellung eines derartigen Verbotes nicht nur fraglos 
innerhalb der ſeinem Rechte gezogenen Grenzen, ſondern es legt ihm 
Ulnſeres Erachtens die N ſicht, die er jenen bedrohten Intereſſen 
ſchuldet, zudem die Pflicht auf, von der ihm als Arbeitgeber zu— 
ſtehenden Befugnis tatſächlich Gebrauch zu machen. 

Durch die gleichen Erwägungen wird man aber ferner dazu 
geführt werden, anzuerkennen, daß der Bund auch das Recht habe, 
ſeinen Beamten und Angeſtellten die Gründung eigener Konſum— 
vereine zu verbieten. Allerdings bleibt hiebei, wie es in dem Referate 
geſchehen iſt, noch die Frage zu unterſuchen, ob ein derartiges Ver- 
bot etwa gegen den Verfaſſungsgrundſatz der Vereinsfreiheit verſtoßen 
würde. Aber während das Referat ſie eher bejahen zu wollen ſcheint, 
möchten wir ſie verneinen. Weſentlich ſcheint uns zu ſein, daß das 
Verbot diejenigen, gegen die es ſich richtet, nicht in ihrer ſtaats⸗ 
bürgerlichen Perſönlichkeit als ſolcher, ſondern nur injojerne trifft, 
als ſie Beamte und Angeſtellte des Bundes ſind. Nun iſt aber nie 
mand gezwungen, in den Dienſt des Bundes zu treten oder in dem— 
ſelben zu verbleiben, wenn ihm eine mit dieſem Dienſt verbundene 
Einſchränkung ſeiner Betätigungsfreiheit nicht zuſagt, und es hat 
alſo jeder Bundesbeamte und Angeſtellte die Möglichkeit, ſich wieder 
in den vollen Genuß des in Art. 56 der Verfaſſung gewährleiſteten 
Rechtes zu ſetzen, wenn er ihn nicht länger vermiſſen mag. Unter 
dieſem Geſichtspunkte betrachtet, ſtellt ſich aber das in Frage ſtehende 
Verbot gewiß nicht als mit der Vereinsfreiheit unvereinbar dar, ſo 
wenig wie jemand daran denken wird, in der Vorſchrift von Art. 5 
Abſ. 2 des Bundesbeſchluſſes über die Organiſation und den Ge— 
ſchäftsgang des Bundesrates von 1878, laut welcher z. B. die Mit- 
glieder des letzteren in Bern zu wohnen haben, eine Verletzung des 
Verfaſſungsgrundſatzes der Niederlaſſungsfreiheit zu erblicken. 

Fragt ſich endlich anderſeits noch, ob ſich ein allgemeines Ver- 
bot, wie wir es für notwendig halten, aus den gegenwärtig in Kraft 
beſtehenden konkreten Geſetzes- und Verordnungsvorſchriften ableiten 
laſſe, ſo ſcheint uns, unter einigen Vorausſetzungen, auch hierauf eine 
bejahende Antwort erteilt werden zu können. Durch die Auſſtellung 
von Ziffer 3 Abſ. 1 ſeiner Verordnung vom 21. Februar 1899 und 
ſeinen Beſchluß vom 12. Februar 1901 hat der Bundesrat zu erkennen 
gegeben, daß ſeiner Anſicht nach der Wortlaut von Art. 7 Abi. 1 
des Beſoldungsgeſetzes vom 2. Juli 1897 ein Verbot, das eidgen. 
Beamten und Angeſtellten die Annahme einer Stelle in der Leitung 
einer Erwerbsgeſellſchaft unterſagt, zulaſſe. Und von dieſem Stand: 


punkt bis zu dem von uns gewünſchten Verbote allgemeiner Natur 
iſt unſeres Erachtens der Weg nicht weit und leicht zu gehen. Einer⸗ 
ſeits iſt nötig, daß der Bundesral ſeinen Beſchluß vom 12. Februar 1901, 
durch den er den Beamten und Angeſtellten der Zoll- und Poſt- 
verwaltung die Teilnahme an der Verwaltung einer Erwerbsgeſell— 
ichaft unterſagte, auf alle eidgenöſſiſchen Beamten und Angeſtellten 
ausdehne. Hiezu ſollte er ſich aber um ſo eher bereit finden laſſen, 
als er dadurch jenen Beſchluß lediglich in Uebereinſtimmung bringen 
würde mit Ziffer 3 Abſ. 1 der Verordnung vom 21. Februar 1899. 
Nach unſerem Dafürhalten beſteht nämlich augenblicklich dieſe Ueber 
einſtimmung nicht, indem der Beſchluß hinter der Verordnungs 
vorſchrift zurückbleibt. Letztere ſpricht den Grundſatz aus, daß eine 
Stelle in der Verwaltung einer Erwerbsgeſellſchaft nicht vereinbar 
ſei mit einer eidgenöſſiſchen Beamtung und dieſer Grundſatz erfährt 
nicht etwa eine Einſchränkung durch den Abſ. 2 der gleichen Ziffer 3, 
denn in dieſem Abſatz 2 handelt es ſich trotz der irreführenden Ver 
wendung des Ausdrucks „Ausnahme“ nicht um eine Ausnahme von 
einer in Abſ. 1 aufgeſtellten Regel, ſondern um einen ganz andern 
Fall: in Abs. 1 iſt von Erwerbsgeſellſchaften die Rede, in Abſ. 2 da 
gegen von lotalen Beſtrebungen vorwiegend gemeinnütziger Art. 
Ziffer 3 Abſ. 1 unterſagt alſo bereits allen Beamten und Angeſtellten 
des Bundes allgemein und endgültig die Mitwirkung bei der Ver 
waltung einer Erwerbsgeſellſchaft. — Anderſeits müßte der Bundesrat 
dazu gebracht werden, ſich auf den Standpunkt zu ſtellen, daß alle 
Konſumvpereine und ähnlichen Genoſſenſchaften Erwerbsgeſellſchaften 
ſeien, und auch dies ſollte zu erreichen nicht unmöglich ſein. Er 
ſelbſt betrachtet als Erwerbsgeſellſchaften diejenigen Konſumvereine, 
die nicht nur an Mitglieder, ſondern auch an Drittperſonen verkaufen, 
und in dieſem Falle befinden ſich — wir haben es jchon gejagt — 
ſchlechthin alle Konſumvereine. Gewiß gibt es ſolche, die in ihren 
Statuten den Verkauf auf die Mitglieder beſchränken, aber keine, die 
dieſen Grundſatz in die Tat umſetzen. Gerade der in dem Referate 
angeführte Allgemeine Konſumverein in Baſel will angeblich nur an 
Mitglieder Waren abgeben und doch kann man ſich tagtäglich in 
allen ſeinen Verkaufslokalen davon überzeugen, daß der Mitgliedichaft 
eines Käufers nicht das Geringſte nachgefragt wird. — Und iſt auf 
dieſem Wege der Bundesrat dazu gelangt, allen eidgenöſſiſchen Be— 
amten und Angeſtellten die Beteiligung an der Verwaltung von 
Konſumvereinen und ähnlichen Genoſſenſchaften ohne Ausnahme zu 
unterſagen, jo hat er ihnen dadurch wenigſtens mittelbar die Grün— 
dung eigener Unternehmungen dieſer Art verboten; denn wie das 
Referat zutreffend ausführt, ſetzt die Gründung eines Beamten» 
konſumvereins voraus, daß ſeine Mitglieder die Möglichkeit haben, 
ſich ſeiner Verwaltung zu widmen. > 

Für den Fall aber, daß man die Überzeugung gewinnen jollte, 
auf dieſem Wege laſſe ſich das Ziel nicht erreichen, würden wir 
empfehlen, die einſchlägigen Geſetze und Verordnungen in dem Sinne 
abzuändern, daß in denſelben das von uns gewünſchte Verbot klar 
und unzweideutig ausgeſprochen würde.“ (Fortſetzung folgt.) 


Der Internalionale Genoſſenſchaftsbund in ſeinem 
XIV. Geſchäftsjahr. 
(W. Korreſpondenz.) 

Der Zentralvorſtand des Internationalen Genoſſen— 
ſchaftsbundes nahm in ſeiner am 6. September d. J. in 
Wiesbaden ſtattgehabten Sitzung den Bericht des leitenden 
Ausſchuſſes über die Tätigkeit des Bundes in ſeinem am 
30. Juni 1909 abgelaufenen Geſchäftsjahre entgegen. Wie 
im vorigen Jahre, konnte dem Zentralvorſtande auch diesmal 
wieder ein im Druck erſchienener Bericht vorgelegt werden, 
der ſich in dieſem Jahre weſentlich umfangreicher reprä— 
ſentierte. Da im abgelaufenen Geſchäftsjahr der leitende 
Ausſchuß auf dem Kontinent und zwar in der Schweiz 
eine beſondere Geſchäftsſtelle für die Bearbeitung der kon— 
tinentalen Angelegenheiten eingerichtet hat, glauben wir, 


unſeren Leſern beſonders damit zu dienen, wenn wir uns 


eingehend über die Tätigkeit des Internationalen Genoſſen— 
ſchaftsbundes im vergangenen Jahre auslaſſen, und kurz 
ſeine Entwicklungsgeſchichte ſtreifen. 

Die in den letzten Jahrzehnten erfolgte intenſive Aus— 
breitung der Genoſſenſchaftsbewegung in allen Ländern 
und der damit verbundene große Aufſchwung der genoſſen— 
ſchaftlichen Literatur und Preſſe ließ in den britiſchen und 
franzöſiſchen Genoſſenſchaftern anfangs der 90er Jahre den 
Gedanken nach einer internationalen Vereinigung erwachen. 
Im Jahre 1895 konnte durch Einberufung des erſten In⸗ 
ternationalen Genoſſenſchaftskongreſſes nach London dieſer 
Gedanke verwirklicht und die Gründung eines internatio— 
nalen Genoſſenſchaftsbundes vorgenommen werden. Nur 
langſam und unter Ueberwindung großer Schwierigkeiten 
konnte dieſe neue Organiſation ihren Weg machen. Ihre 
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ee erblickte ſie in den erſten Jahren in der 
Organiſation und Abhaltung internationaler Genoſſenſchafts— 
kongreſſe, von denen im ganzen bisher ſieben ſtattgefunden 
haben. In den Jahren 1895 bis 1897 fand alljährlich je 
ein Kongreß ſtatt und zwar 1895 in London, 1896 in 
Paris, 1897 in Delft, während ſpäter in längeren Peri— 
oden die Kongreſſe abgehalten wurden. Der nächſte fand 
1900 in Paris ſtatt, der 5. 1902 in Mancheſter, der 6. 
1904 in Budapeſt und der letzte 1907 in Cremona. Durch 
die Herausgabe der umfangreichen Kongreßprotokolle, wel— 
chen ein Bericht über den Stand der Bewegung in den 
verſchiedenen Ländern beigegeben wurde, wurden die dem 
Bunde zur Verfügung ſtehenden Mittel, welche in den 
erſten zwölf Geſchäftsjahren zwiſchen 5 und 10,000 Fr. 
ſchwankten, ſtark in Anſpruch genommen, beſonders als 
ſeit dem Kongreß in Budapeſt die Protokolle in den drei 
Hauptſprachen zur Veröffentlichung gelangten. Für weitere 
Arbeiten blieb infolgedeſſen nicht viel übrig, ſodaß in den 
erſten zwölf Jahren nur zwei weitere Veröffentlichungen 
des Bundes erſchienen. Es war dies im Jahre 1898 eine 
Statiſtik der Genoſſenſchaften in den verſchiedenen Ländern, 
welche Dank einer Unterſtützung des Grafen de Chambrun 
im Betrage von Fr. 10,000 durchgeführt werden konnte 
und die internationale Genoſſenſchaftsbibliographie, welche 
im Jahre 1906 herauskam. 

Einen Wendepunkt in der Entwicklungsgeſchichte des 
Internationalen Genoſſenſchaftsbundes bildet der im Jahre 
1907 ſtattgehabte internationale Genoſſenſchaftskongreß in 
Cremona. In den mit ihm verbundenen Sitzungen des 
Zentralvorſtandes des Bundes, dem Genoſſenſchafter aus 
Belgien, Dänemark, Deutſchland, Frankreich, Italien, Nieder- 
lande, Oeſterreich, Rumänien, Rußland, Schweden, der 
Schweiz, Serbien, Spanien, Ungarn, dem Vereinigten 
Königreich und den Vereinigten Staaten angehören, erfolgte 
eine Aenderung in der Leitung unſeres Bundes, indem 
an Stelle des langjährigen Präſidenten und Mitbegründers, 
des Herrn Henri W. Wolff, Herr William Maxwell, der 
damalige Präſident der ſchottiſchen Großeinkaufsgeſellſchaft, 
trat, während das Präſidium des leitenden Ausſchuſſes 
in die Hände von Herrn Aneurin Williams, eines be— 
kannten engliſchen Genoſſenſchafters, gelegt wurde, der ſich 
beſonders um die Förderung der Genoſſenſchaften mit Ge— 
winnbeteiligung und um die Gartenſtadtbewegung verdient 
gemacht hat. Außer dieſen beiden Herren ſitzen im leitenden 
Ausſchuß Herr J. C. Gray, der Generalſekretär des bri— 
tiſchen Genoſſenſchaftsbundes, Herr D. Me Innes, Direktor 
der engliſchen Großeinkaufsgeſellſchaft und Herr H. Vivian, 
der Führer der britiſchen Baugenoſſenſchafter. Der neue 
leitende Ausſchuß ſetzte es ſich zunächſt zur Aufgabe, durch 
eine intenſive ſyſtematiſche Propaganda für unſeren Bund 
deſſen Mittel zu vergrößern, ſowie einen engeren Zu— 
ſammenhang mit den Mitgliedern des Zentralvorſtandes 
aufrechtzuerhalten. Aus dieſem Grunde wurde im Auguſt 
1908 der Zentralvorſtand zu einer Sitzung nach dem Haag 
einberufen, ein Ereignis, welches um ſo mehr hervorge— 
hoben zu werden verdient, da es das erſte Mal war, daß 
der Zentralvorſtand unſeres Bundes ſelbſtändig und nicht 
im Zuſammenhang mit einem internationalen Kongreß 
zuſammenkam. Es leiſteten dieſer Einladung 19 Genoſſen— 
ſchafter aus 8 verſchiedenen Ländern Folge, um im Haag 
den Bericht über die vorjährige Tätigkeit entgegenzunehmen, 
ſowie über die weiter zu unternehmenden Schritte Be— 
ſchluß zu faſſen. Die Mitglieder des Zentralvorſtandes 
zollten dem leitenden Ausſchuß ihre volle Anerkennung 
und genehmigten auch den weiteren Ausbau der ſeit Ende 
März 1908 erſcheinenden Genoſſenſchaftskorreſpondenz in 
ein monatlich im Druck erſcheinendes Bulletin. Ferner er— 
teilte der Zentralvorſtand dem leitenden Ausſchuß Voll— 
macht, die für die Einrichtung eines leiſtungsfähigen Se— 
kretariats erforderlichen Schritte zu unternehmen.“ 

*) Vgl. hierüber die Mitteilung im „Schweiz. Konſumverein“ 
1908, Seite 320. 


Die Ausgeſtaltung des Bundesſekretariats iſt im ab- 
gelaufenen Geſchäftsjahre in der Weiſe durchgeführt worden, 
daß außer der Geſchäftsſtelle in London eine zweite auf 
dem Kontinent eingerichtet wurde. Als Sitz dieſer kon— 
tinentalen Geſchäftsſtelle wurde Zürich gewählt, wo für ſie 
von der Stadt geeignete Räumlichkeiten zur Verfügung 
geſtellt wurden. Das Sekretariat in Zürich, deſſen Leitung 
in den Händen von Herrn Dr. Hans Müller liegt, hat die 
Aufgabe, die Verbindung mit den kontinentalen Mitglie— 
dern des Bundes zu fördern, ſowie die internationale Ge— 
noſſenſchaftsbewegung auszubauen und durch intenſive Pro— 
paganda den Wirkungskreis des Bundes auf dem Feſt— 
lande auszudehnen. Dank ſeiner zentralen Lage iſt Zürich 
vorzüglich geeignet, zum Mittelpunkt der internationalen 
Genoſſenſchaftsbewegung zu dienen. Ferner wird vom kon— 
tinentalen Sekretariat die Redaktion des dreiſprachigen 
Bulletins beſorgt, ſowie die Drucklegung der deutſchen und 
franzöſiſchen Ausgabe überwacht, welche beide in der 
Schweiz hergeſtellt werden. Die Londoner Geſchäftsſtelle 
beſchränkt ſich auf die Erledigung der Hauptbuchführung 
und des Bankverkehrs, ſowie die Propaganda in den übrigen 
Ländern. In ihren Beſtrebungen zur Förderung unſeres 
Bundes in Großbritannien und Irland wird die engliſche 
Geſchäftsſtelle weſentlich durch den britiſchen Genoſſenſchafts— 
bund unterſtützt, der es ſich beſonders angelegen ſein läßt, 
bei ſeinen Mitgliedern ein Intereſſe für die internationale 
Genoſſenſchaftsbewegung zu erwecken. 

In eingehender Weiſe behandelt der 14. Jahresbericht 
die Mitgliederbewegung und das Finanzweſen. Er kon— 
ſtatiert den Beitritt von 80 neuen genoſſenſchaftlichen Or— 
ganiſationen, worunter folgende Verbände beſondere Er— 
wähnung verdienen: Hauptverband deutſcher gewerblicher 
Genoſſenſchaften in Berlin, Zentralverband der landwirt— 
ſchaftlichen Genoſſenſchaften in St. Petersburg, Zentral— 
kreditanſtalt der genoſſenſchaftlichen Darlehenskaſſen in 
Helſingfors, Zentralgenoſſenſchaft der Bezugsgenoſſenſchaften 
„Hankkia“ in Helſingsfors, ſowie der neu gegründete un— 
gariſche Genoſſenſchaftsbund in Budapeſt und der eben— 
falls im vergangenen Jahre ins Leben gerufene Zentral— 
verband der böhmiſchen Konſum-, Produktiv- und Wirt- 
ſchaftsgenoſſenſchaften in Prag. Die 80 neu eingetretenen 
Mitglieder, im vorangegangenen Jahre waren es 59, ver— 
teilen ſich auf folgende Länder (die in Klammern ange— 
gebene Ziffer bezieht ſich auf das Vorjahr): Großbritannien 
mit 23 (15), Oeſterreich 19 (7), Deutſchland 9 (8), die 
Schweiz 9 (1), Finnland 8 (—), Rußland 5 (—), Uns 
garn 3 (—), Frankreich 2 (18), Spanien 2 (—). Außer 
dieſen 80 beigetretenen Genoſſenſchaften wird noch von der 
Aufnahme eines individuellen Mitgliedes aus den Ver— 
einigten Staaten berichtet, während im Jahre 1907/08 
fünf individuelle Mitglieder beitraten. An ſchweizeriſchen 
Vereinen ſind im vergangenen Jahre die Konſumvereine 
in Chaux-de-Fonds, Lauſanne, Lieſtal, Oberwil, Rorſchach 
und Wetzikon ſowie die Grütlidruckerei in Zürich, die Typo⸗ 
graphenbundsdruckerei in Baſel und der Genoſſenſchafts— 
bund von Zürich und Umgebung aufgenommen worden. 
Es gehören dem Bunde nunmehr 22 genoſſenſchaftliche 
Organiſationeu aus der Schweiz an, die im vergangenen 
Jahre Fr. 1540 an Beiträgen leiſteten gegen Fr. 1237.50 
im Vorjahre. Auf den Verband Schweiz. Konſumvereine 
entfallen hievon allein 1000 Fr. Dieſem Zuwachs an neuen 
Mitgliedern ſtehen nur wenig Rücktritte gegenüber, welche 
zum Teil auf Verſchmelzung mit anderen Genoſſenſchaften 
oder die Uebernahme durch die betreffenden Großeinkaufs— 
geſellſchaften zurückzuführen ſind. Verſchiedene Mitglieder 
mußten von der Mitgliedſchaft ausgeſchloſſen werden, da 
ſie ihre Beiträge während den letzten zwei Jahren, trotz ver— 
ſchiedener Mahnungen, nicht entrichtet hatten. Aus Deutſch— 
land, Frankreich und Großbritannien haben je eine Organi— 
ſation offiziell ihren Austritt angekündigt, aus Holland 
deren zwei. In Deutſchland iſt dies der Generalverband 
der ländlichen Genoſſenſchaften in Neuwied, der ſeinen 


Austritt mit feiner Zugehörigkeit zum internationalen Ver— 
bande der landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften begründet. 
Mag auch die Gründung einer zweiten internationalen 
Genoſſenſchaftsorganiſation die Entwicklungsfähigkeit des 
. G. B. etwas beeinfluſſen, jo zählt er doch die hauptiäch- 
lichſten landwirtſchaftlichen Organiſationen in den ver— 
ſchiedenen Ländern zu ſeinen Mitgliedern. 

Entſprechend der Zunahme an neuen Mitgliedern iſt 
auch eine erhebliche Vermehrung der Beiträge im abge— 
laufenen Jahre zu konſtatieren. Allerdings reicht dieſe Zu— 
nahme nicht an diejenige des Jahres 1907/08 heran. 
Waren es im vorletzten Geſchäftsjahre in erſter Linie die 
größeren Genoſſenſchaftsverbände, die in äußerſt loyaler 
Weiſe ihre Beiträge zum Bunde erhöht hatten und da— 
durch eine Zunahme unſerer Jahresbeiträge um über 
Fr. 10,000 ermöglichten, ſo waren es im letzten Jahre mehr 
die größeren lokalen Genoſſenſchaften und die zahlreichen 
neu beigetretenen Organiſationen, die die Vermehrung der 
Beiträge um faſt Fr. 5000 herbeiführten. Es ſteht hier 
an erſter Stelle Großbritannien mit einer Zunahme von 
über Fr. 1350, es folgt daun Dänemark mit faſt Fr. 1300 
und an dritter Stelle Deutſchland mit über Fr. 500. Die 
anderen Länder ſind mit kleineren Beträgen beteiligt. 

Nach der im Jahresbericht enthaltenen Abrechnung 
vereinnahmte der Bund über Fr. 20,000, wovon Fr. 1000 
auf den Verkauf von Publikationen entfallen. Nach Ab— 
ſchluß der Bücher ſind für das abgelaufene Geſchäftsjahr 
noch weitere Fr. 7000 eingegangen, ſodaß die Einnahmen 
im ganzen über Fr. 27,000 ausmachen. Da die Ausſichten 
für die Zukunft auch günſtig find, jo glauben wir mit 
gutem Gewiſſen für das neue Jahr mit einer Einnahme 
von Fr. 30,000 rechnen zu können. Nach der Bilanz be— 
trug das Vermögen über Fr. 14,500, wozu noch die nach— 
träglich eingegangenen Fr. 7000 kommen, ſodaß alles in 
allem ein Guthaben von über Fr. 20,000 vorhanden iſt. 

Der Abſchnitt über die Bundesangelegenheiten be— 
ſchäftigt ſich zunächſt mit der Reviſion der Statuten, für 
welche Arbeit vom Zentralvorſtand anläßlich des Cre— 
moneſer Kongreſſes ein Sonderausſchuß eingeſetzt worden 
war. Nachdem dieſe Kommiſſion im vorigen Jahre in Haag 
zuſammengekommen war, um einen inzwiſchen ausgear— 
beiteten Entwurf durchzuarbeiten, iſt das Reſultat dieſer 
Verhandlungen inzwiſchen gedruckt den Mitgliedern des 
Zentralvorſtandes zugeſtellt worden. Der Zentralvorſtand 
hat ſich auch in ſeiner Sitzung vom 6. September in Wies— 
baden mit dieſem neuen Entwurf beſchäftigt. Im Zentral— 
vorſtande herrſchte faſt in allen Punkten volle Einſtimmigkeit, 
ſodaß zu hoffen ſteht, daß der nächſtjährige Kongreß, welcher 
laut Vereinbarung zwiſchen dem leitenden Ausſchuß des 
I. G. B. und den Genoſſenſchaftsverbänden in der Schweiz 
und Deutjchland, nicht in Baſel, ſondern in Hamburg ſtatt— 
finden wird, durch Annahme dieſer Statuten die funda— 
mentale Umgeſtaltung unſerer Organiſation gutgeheißen 
wird. 


Außer den täglich zunehmenden Sekretariatsarbeiten 
ſtellt die Redaktion und Herausgabe des Internationalen 
Genoſſenſchafts- Bulletin an den Bund große finanzielle 
Auſprüche, da die Herausgabe dieſes Organs in drei 
Sprachen erhebliche Druck- und Ueberſetzungskoſten ver— 
urſacht. Die Auflage des monatlich erſcheinenden Bul— 
letins beträgt z. Z. für die deutſche Ausgabe 575 Exem— 
plare, für die franzöſiſche 525 und für die engliſche 550 
Exemplare. Außer den Mitgliedern des Bundes geht das 
Blatt den Redaktionen der Genoſſenſchaftsblätter aller 
Länder koſtenfrei zu, wodurch dieſe in den Stand geſetzt 
werden, ihre Leſer regelmäßig über die Fortſchritte der 
Genoſſenſchaftsbewegung in den verſchiedenen Ländern zu 
unterrichten. Die ſtarke Benutzung dieſes Blattes ſeitens 
der Redaktionen ſowie zahlreiche Zuſchriften haben, wie 
der Jahresbericht hervorhebt, zur Genüge gezeigt, daß 
durch die Schaffung eines ſolchen Organs der geſamten 
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Genoſſenſchaftspreſſe ein ſehr willkommener Dienſt geleiſtet 
wird. 

Die Herausgabe des Bulletins brachte das Bundes— 
ſekretariat in Verbindung mit den Redaktionen aller be— 
deutender genoſſenſchaftlicher Zeitſchriften und ließ den 
Wunſch wach werden als Ergänzung zu der internatio— 
nalen Genoſſenſchaftsbibliographie, in der die Genoſſen— 
ſchaftspreſſe nicht ihrer Bedeutung entſprechend berückſichtigt 
iſt, ein beſonderes Verzeichnis aller Genoſſenſchaftsblätter 
zu veröffentlichen. Nach Erledigung der notwendigen Vor— 
arbeiten konnte die Herausgabe dieſes Verzeichniſſes unter 
dem Titel „Internationales Adreßbuch der Genoſſenſchafts— 
preſſe“ Anfang dieſes Jahres erfolgen. Es hat ſich dieſe 
Arbeit als ein nützliches Nachſchlagewerk erwieſen, mit der 
ſich der J. G. B. unzweifelhaft ſehr um die internationale 
Genoſſenſchaftspreſſe verdient gemacht hat. Es wäre zu 
wünſchen, daß in regelmäßigen Zwiſchenräumen eine Neu— 
bearbeitung dieſes Adreßbuches vorgenommen wird, damit 
auch die Neuerſcheinungen in Zukunft berückſichtigt werden 
können. 

Wie ſchon erwähnt, legte der leitende Ausſchuß des 
Internationalen Genoſſenſchaftsbundes das Hauptgewicht 
auf den Ausbau der Propaganda, wobei er von den ver— 
ſchiedenen nationalen Genoſſenſchaftsverbänden weſentlich 
unterſtützt wurde. Auf Veranlaſſung des britiſchen Ge— 
noſſenſchaftsbundes beſprachen die britiſchen Genoſſenſchafter 
den Bund auf ihren Diſtriktsverſammlungen, wobei von 
den Mitgliedern des leitenden Ausſchuſſes, den Herren 
W. Maxwell und Me Innes Vorträge über den Zweck und 
die Aufgaben unſeres Bundes gehalten wurden. Andere 
Diſtriktsverſammlungen beſchäftigten ſich mit einem vom 
Sekretär des Bundes verfaßten Referat. Auf dem fran— 
zöſiſchen Genoſſenſchaftstage vertrat ebenfalls Herr Me Innes 
den Bund, über den er orientierende Mitteilungen machte. 
In Mainz ſprach Herr Dr. Hans Müller auf dem Ge— 
noſſenſchaftstage der deutſchen Konſumgenoſſenſchafter über 
den Bund. Die öſterreichiſchen Genoſſenſchafter beſchäftigten 
ſich mit ihm auf ihren Diſtriktsverſammlungen, ebenſo 
die Belgier, Finnen, Schweden, Norweger, Finnländer 
und Ungarn auf ihren nationalen Kongreſſen. Die 
ſchweizer. Genoſſenſchafter hatten anläßlich der Delegierten— 
verſammlung in Zürich Gelegenheit, ſich durch eine vom 
kontinentalen Sekretariat des Bundes veranſtaltete Aus— 
ſtellung der bedeutendſten Genoſſenſchaftsblätter aller 
Länder ein eindrucksvolles Bild von der Bedeutung der 
Genoſſenſchaftspreſſe für die Genoſſenſchaftsbewegung zu 
machen. Bei dieſen Auläſſen verteilte Zirkulare, die in 
kurzen Zügen die Aufgaben des Bundes ſchilderten, unter— 
ſtützten die propagandiſtiſchen Bemühungen auf das Beſte. 

Sein beſonderes Augenmerk richtet das Sekretariat 
des Bundes auf eine möglichſt vollſtändige Sammlung 
aller Neuerſcheinungen auf dem Gebiet der Genoſſenſchafts— 
literatur. Es iſt ihm möglich geweſen, im vergangenen 
Jahre alle bedeutenderen Neuerſcheinungen zu erwerben 
und ſeiner Bibliothek einzuverleiben. Hand in Hand hiermit 
geht die Sammlung der Genoſſenſchaftspreſſe. Die Erfolge 
in dieſer Hinſicht waren derart, daß das kontinentale Se— 
kretariat nunmehr die einzige Stelle iſt, an der Genoſſen— 
ſchafter ſämtliche Genoſſenſchaftsblätter, ſoweit ſie aufzu— 
finden ſind, einſehen und ſtudieren können. Mehr als 200 
verſchiedene Zeitſchriften gehen dort regelmäßig ein. Be— 
ſucher aus Indien, Sibirien, den Vereinigten Staaten, 
Finnland ꝛc. können hier die Genoſſenſchaftsblätter ihrer 
Heimat ſtudieren. 

Eine weitere Aufgabe bildet die Beſchaffung von 
Diapoſitiven für Lichtbildervorträge, die im vergangenen 
Jahre mit Erfolg in Augriff genommen wurde. Es iſt 
auf dieſe Art für die nationalen Genoſſenſchaftsorgani— 
ſationen die Möglichkeit gegeben, ſich vom internationalen 
Genoſſenſchaftsbunde Diapoſitive zu beſchaffen, um ihren Mit— 
gliedern im Bilde die Erfolge ihrer Geſinnungsgenoſſen in 
fernen Ländern vor Augen führen zu können. Dem aufmerk— 
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ſamen Beobachter kann es nicht entgehen, wie ſehr ſich unter 
den Genoſſenſchaftern aller Nationen der Gedauke nach 
einem gemeinſamen Gedankenaustauſch regt, und wie ſehr 
ſich jeder bemüht von dem anderen zu lernen oder deſſen 
Erfolge anzuerkennen und ihm nachzueifern. Die Zeitungen 
veröffentlichen Artikel aus anderen Blättern, welche ſie 
auch aus anderen Sprachen überſetzen. Die Leiter der Be— 
wegung in den verſchiedenen Ländern beſuchen die Kon— 
greſſe in anderen, um zu lernen und um Gedanken aus— 
Zutauſchen, ja die einzelnen Genoſſenſchafter ſelbſt vereinigen 
ſich zu gemeinſamen Studienfahrten, wie die Oeſterreicher, 
Belgier und Franzoſen, welche im vorigen Jahre nach 
Großbritannien reiſten und wie die Engländer, die nach 
Paris, wie die Schotten, die nach Belgien, und wie die 
Norweger, die in dieſem Jahre nach Großbritannien 
fuhren, und wie ſchließlich auch die Franzoſen, welche Ende 
letzter Woche nach Baſel kamen. Alle dieſe Tatſachen 
ſprechen eine beredte Sprache für die internationale Ge— 
noſſenſchaftsbewegung. Wohl mögen noch manche Genoſſen— 
ſchafter der Meinung ſein, daß die nationalen Verbände 
mit dem Ausbau ihrer Organiſation im eigenen Lande 
genug zu tun haben, aber trotzdem können ſie ſich ſelbſt 
der internationalen Bewegung doch nicht verſchließen, denn 
ebenſo wie ſie vielleicht gegenwärtig zu kämpfen haben, 
hatten früher die bereits weiter fortgeſchrittenen Genoſſen— 
ſchaften im Auslande dieſe Kämpfe durchgemacht, nur hatten 
dieſe nicht den Vorteil, daß bereits Genoſſenſchafter da 
waren, von deren Erfolgen ſie hätten lernen können. 

Was die finanzielle Beteiligung der Schweiz am In— 
ternationalen Genoſſenſchaftsbunde anlangt, ſo ſteht ſie an 
dritter Stelle, nimmt man aber die Beteiligung an Hand der 
angeſchloſſenen Mitglieder ins Auge, ſo kommt ſie erſt an 
6. Stelle. Wir ſind überzeugt, daß ſich die Schweizer 
Genoſſenſchafter hiermit nicht zufrieden geben werden, und 
daß ſie auch bezgl. Mitgliedſchaft bald den Rang einnehmen 
werden, der ihnen in der internationalen Genoſſenſchafts— 
bewegung gebührt. Die Fäden der internationalen Genoſſen— 
ſchaftsbewegung laufen jetzt in der Schweiz zuſammen, 
mögen nun auch die Schweizer Genoſſenſchafter dafür 
Sorge tragen, daß ihr ſchönes Laud zur Heimat der inter— 
nationalen Genoſſenſchaftsbewegung wird. 


© & 
+ Volkswirtſchaft. + 
„ c ® 7, 


Bauernſekretär, Getreidemonopol und Subventionen. 
Bekanntlich iſt der ſchweizeriſche Bauernverband im Juni 
1908 vom ſchweizeriſchen Handelsdepartement eingeladen 
worden, ſeine grundſätzliche Stellung zur Einführung des 
Getreide- und Mehlmonopols mitzuteilen — die Anſicht der 
organiſierten ſchweizeriſchen Konſumenten einzuholen hat 
man natürlich nicht für notwendig erachtet —; der Bauern— 
verband hat erklärt, er ſei nicht in der Lage, jetzt ſchon 
Stellung zu nehmen; dagegen ſei das Bauernſekretariat 
bereit, ein unverbindliches Gutachten abzugeben. Da das 
ſchweizeriſche Handelsdepartement erklärte, ſich auch mit 
einem Gutachten des Bauernſekretariats begnügen zu wollen, 
wurde von letzterem ein ſolches Gutachten ausgearbeitet 
und eingereicht. 

Im XI. Jahresbericht des ſchweiz. Bauernverbandes, 
der vor zirka zwei Monaten erſchienen iſt, wurden dieſe 
Vorgänge mitgeteilt, zugleich aber erwähnt, auf Wunſch 
des eidgenöſſiſchen Handelsdepartements ſei das Gutachten 
vorerſt diskret zu halten und noch nicht zu publizieren. 

Heute jedoch iſt dieſes Gutachten erſchienen. Was für 
Gründe vorlagen, die Publikation nun auf ein Mal zu 
geſtatten, ob die teilweiſe Erledigung des Mehlzollkonflikts 
zugleich das Begräbnis des Getreide- und Mehlmonopols 
darſtellen ſoll, welche Vermutung am nächſten liegt, ent— 
zieht ſich unſerer Kenntnis. 

Wir werden auf das Gutachten zurückkommen, wenn 


wir die ganze Frage einläßlich vom Standpunkt des Kon 
ſumenten aus zu behandeln haben werden. Heute ſei er- 
wähnt, daß Dr. Laur folgende Theſen aufjtellt: 


1. Die landw. Bevölkerung iſt der Neueinführung von Monopolen 
nicht günſtig geſinnt. Nur ſchwer wiegende Gründe werden ſie 
zu Freunden eines Getreidemonopols machen. Wir erblicken 
ſolche Gründe: g l 

a) In der Bedeutung des Monopols für die Konſumenten 

Sicherung der Brotverſorgung) : 

In der Beſſerſtellung der Landwirtſchaft durch das Mo— 

nopol: 

e) In der Erhaltung der Müllerei. f 
2. Der Anbau und der Verkauf inländiſchen Getreides ſoll durch 

das Monopol nicht eingeſchränkt werden. 2 

3. Die Monopolverwaltung ſoll inländiſches Getreide in back⸗ 
fähiger Qualität zu einem den inländiſchen Produktionskoſten 
entſprechenden Preiſe erwerben. . 

4. Der Ankauf bei den Bauern, die Reinigung und Lagerung des 
inländiſchen Getreides ſoll landw. Getreidelagergenoſſenſchaften 
auf dem Konzeſſionswege (ähnlich wie die Brennereien ) über⸗ 
tragen werden. Die Entſtehung der Genoſſenſchaften iſt durch 
Kredite, Beiträge an die Gründungskoſten und fachmänniſchen 
Rat zu unterſtützen. 3 5 

5. Der Anteil der Futtermehle und des Krüſchs an den Gejant- 
koſten (Getreidepreis plus Mahl und Verwaltungsſpeſen) iſt 
im Verhältnis zur Ausbeute geſetzlich feſtzulegen und ſo zu 
berechnen, daß die Landwirtſchaft inskünftig vor Ueberzahlung 
dieſer Abfälle geſchützt wird. Die landw. Genoſſenſchaften ſollen 
beim Bezuge der Futtermittel beſonders berückſichtigt werden. 

6. Die Einfuhr von Futtermehl, Krüſch und Futtergetreide ſoll 

durch das Monopol nicht berührt und nicht eingeſchränkt werden. 

Bei der Organiſation des Monopols ſoll darauf Rückſicht ge⸗ 

nommen werden, daß der Landwirtſchaft genügend Mühlen für 

das Mahlen des inländiſchen Getreides zur Verfügung ftehen. 

Zu dieſem Zwecke empfehlen wir: 1 

a) Das Mahlen inländiſcher Brotfrucht, ſoweit dieſe nicht in 
Beſitz des Bundes übergegangen iſt, ſoll völlig frei gegeben 
werden. 

b) Wer inländiſche Brotfrucht mahlt, ſoll, ohne daß er ein 
eigentliches Los beſitzt, das Recht haben, vom Bunde 
Monopolweizen bis zum doppelten Quantum der von ihm 
verarbeiteten Inlandfrucht gegen bar beziehen zu können. 

e) Bei der Vergebung von Loſen an die Konzeſſionsmühlen 
ſoll darauf Rückſicht genommen werden, daß der Land— 
wirtſchaft die nötigen Landmühlen erhalten bleiben. 

d) Die Entſtehung landw. Genoſſenſchaftsmühlen iſt durch 
Kredite, Subventionen und Beirat zu unterſtützen. In der 
Verarbeitung und Verrechnung von Inlandgetreide ſind 
die Genoſſenſchaftsmühlen den landw. Getreidelagergenoſſen— 
ſchaften gleich zu ſtellen. 

Aus dem Gutachten ſeien dann noch folgende Er— 

wägungen reproduziert: 

Nach Dr. Laur notiert gegenwärtig Landweizen 22 
bis Fr. 24 pro Kilozentner; der Preis ſtand aber auch 
ſchon auf Fr. 16—17. Die Landwirtſchafſt wäre einem 
Monopol nur dann geneigt, wenn der Bund das ein— 
heimiſche Getreide zu einem höheren Preiſe, Dr. Laur 
nennt Fr. 25 pro g. den Landwirten und Genoſſenſchaften 
abkaufen würde. Bei einer Produktion von 1 Million q 
würde das 3 Millionen Fr. Mehrauslauslagen pro Jahr 
ausmachen. Dr. Laur rechnet allerdings nur Fr. 810,000, 
da nur 270,000 q von der ſchweizeriſchen Landwirtſchaft 
verkauft, der Reſt im eigenen Betrieb verwendet werde. 

Demgegenüber kommt er auf eine Mehrauslage von 
nur 0,8% des Wertes der heutigen Weizeneinfuhr, welche 
Summe ſich auf Grund einer Wahrſcheinlichkeitsrechnung 
aber die Aenderung im Eigengebrauch des Getreides durch 
die Landwirte auf Fr. 1,620,000, reſp. 1,6% erhöhen 
könne. 

Alſo ohne Verteuerung der Lebenshaltung 
für die arbeitende Klaſſe geht die Einführung 


des Getreidemonopols auch nach Dr. Laure nicht 


ab, was vorauszuſehen war. 

Die Einführung des Getreidemonopols würde alſo 
eine neue Subvention an die notleidende Landwirtſchaft 
auf Koſten der übrigen Konſumenten darſtellen und würde 
dazu dienen, die Landpreiſe ungebührlich zu erhöhen. 

Das Rezept wäre alſo gleich wie beim Alkohol— 
monopol. 

Daß mit einer ſolchen Politik übrigens nicht alle 
landwirtſchaftlichen Kreiſe einverſtanden ſind, haben wir 


zu unſerer Freude letzthin konſtatieren können. Anläßlich 
der Prüfung der Frage, was nach dem Zuſammenbruch 
der Aarberger Zuckerfabrik geſchehen ſolle, wurde im Organ 
des Herrn Dr. Laur die Auregung gemacht, die Zucker— 
produktion ſolle aufgegeben, dagegen ſolle der betreffenden 
Landesgegend durch die Alkoholverwaltung geholfen werden. 
Zu dieſem Zwecke ſollen auf dem Areal, das bisher Zucker— 
rüben produzierte, 125,000 9 Kartoffeln gewonnen und 
daraus 10— 11,2500 hl Alkohol gebrannt werden. Der 
Bund, d. h. die Geſamtheit des Schweizervolkes, 
würde allerdings dadurch Fr. 400,000 ver— 
lieren. 

Das war nun dem „Genoſſenſchafter“, dem Organ 
des Verbandes vjtichweiz. landwirtſchaftl. Genoſſenſchaften, 
welcher Verband früher mehr auf Selbſthilfe als auf ſtaat— 
liche Subventionen hielt und ſich deshalb ein unbefangenes 
Urteil gewahrt hat, zu ſtark und in Nr. 37 des laufenden 
Jahrganges nahm er in einem redaktionellen Artikel fol— 
genden Inhalts dagegen Stellung: 


„In der „Schweiz. Bauernzeitung“ macht ein Korreſpondent 
unter dem Titel „Zuckerfabrik und Alkoholmonopol“ den Vorſchlag, 
die Inlandsproduktion an Alkohol von 30,000 hl auf 40,000 hi zu 
erhöhen, damit in denjenigen Gegenden, wo jetzt Zuckerrüben gebaut 
werden, mehr Kartoffeln gepflanzt werden könnten. Der Vorſchlag 
iſt nicht ſchlecht ausgedacht. Seinerzeit wollte man eine einmalige 
Bundesſubvention von 500,000 Fr., jetzt iſt man beſcheidener, man 
will nur 400,000 Fr., dann aber alle Jahre. Der Ausfall, den die 
Alkoholverwaltung bei der Annahme dieſes Vorſchlages erleiden 
würde, beträgt nämlich zirka 400,000 Fr. Es heißt irgendwo, „es 
ſeien alle Schweizer vor dem Geſetze gleich“. Mit allen möglichen 
Mitteln ſucht man nun die Zuckerrüben- und Kartoffelbauern der 
Kantone Bern, Freiburg und Waadt zu einer andern Klaſſe von 
Bauern zu ſtempeln. Als ſeinerzeit durch die modernen Verkehrs— 
mittel billiges Getreide ins Land kam, da hat ſich kein Menſch um 
die armen Getreidebauern gekümmert, aber als das Alkoholmonopol 
eingeführt werden ſollte, hat man nicht nur die Schnapsbrenner 
glänzend entſchädigt, ſondern auch denjenigen, welche die nicht kleine 
Begünſtigung des Fortbetriebes erhielten, wurde noch der Vorteil 
eines genügenden Preiſes garantiert. Wir fragen heute noch, mit 
welchem Rechte? Der Bund zahlt den Inlandsſprit doppelt ſo teuer 
wie den ausländiſchen. Wenn dieſe Subvention noch erhöht werden 
ſoll, dann müſſen auch die Getreidebauern von Baſelland, Aargau, 
Zürich, Schaffhauſen und der Enden ihre Unterſtützung haben, wie 
wir in dieſem Blatt ſchon einmal vorſchlugen. 

Angeſichts der heutigen Zeitlage dürfte man die Erfindung 
ſolch unangebrachter Subventionen auf einen geeigneteren Zeitpunkt 
verſchieben.“ 

In Nr. 38 des „Genoſſenſchafter“ verteidigt Dr. Laur 
ſeine Anregung folgendermaßen: 


Anberechtigte Subventionen! 

Der „Genoſſenſchafter“ hat über die Anregung der „Bauern 
zeitung“ betreffend die Erhöhung des Alkoholkontingentes zu gunften 
der Gebiete, die für Aarberg Zuckerrüben bauten, raſch den Stab 
gebrochen. Es ſcheint uns aber, daß das abſprechende Urteil nicht 
nur das nötige Mitgefühl für die Lage jener Landesgegend ver— 
miſſen laſſe, ſondern auch nicht in richtiger Erwägung aller Ver 
hältniſſe gefällt wurde. 

Zunächſt iſt es ein Irrtum, wenn man die Getreide produ— 
zierenden und die Kartoffel und Zuckerüben bauenden Landwirte 
einander gegenüberſtellt. Das ſind im Weſentlichen die gleichen Leute. 
Es handelt ſich um die Bauern in denjenigen Gebieten der Schweiz, 
in denen die jährliche Regenmenge 100 und weniger Zentimeter be— 
trägt. Die Landwirtſchaft muß dort Ackerbau treiben, ſie iſt ge— 
nötigt, Getreide und Hackfrüchte zu bauen. Dies hat zur 
Folge, daß wir in dieſer Gegend eine erhebliche Ueberproduktion 
von Kartoffeln haben. Das Alkoholmonopol hat die Brennerei 
limitiert. Ueber das durch die zugewieſenen Loſe bedingte Maximum 
hinaus können keine Kartoffeln verarbeitet werden. Es bleibt alſo 
nichts übrig, als der Verkauf an die Konſumenten oder die Ver— 
fütterung an das Vieh. Der letztgenannte Ausweg läßt ſich nur in 
beſchränktem Maße einſchlagen, da das zugekaufte Beifutter die 
Maſt raſch verteuert. 

Auf den großen Konſumplätzen ſtößt aber die Kartoffel auf 
die Konkurrenz des Auslandes. Man wollte das „Brot der Armen“ 
nicht verteuern und ließ deshalb die Kartoffeln zollfrei. Gleich— 
zeitig wird die Einfuhr durch die Differentialtarife der Bundes— 
bahnen begünſtigt. So iſt jenen Gegenden der lohnende Abſatz 
auch in dieſer Richtung erſchwert. 

Unter dem Drucke der Ueberproduktion an Kartoffeln haben ſich 
jene Gegenden aufgerafft und eine Zuckerfabrik gegründet. Große 
Kapitalien ſind daher auch von den Gemeinden und Bauern zu 
ſammengelegt worden. Nicht aus Leichtſinn und Uebermut 
iſt das geſchehen, ſondern weil die Bauern für die Ueber— 
produktion an Kartoffeln keinen Ausweg mehr wußten. 
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Es iſt begreiflich, daß unter jolchen Verhältniſſen die Optimiſten 
über die Schwarzſeher ſiegten. Leider haben aber ſchließlich die 
letztgenannten doch Recht behalten. Jetzt ſteht man vor der Frage, 
was nunmehr geſchehen ſoll. Die Landesgegend hat gegenüber dem 
ſtarren Rahmen des Alkoholgeſetzes geſucht, im Rübenbau einen 
Ausweg zu finden. Der Verſuch iſt mißlungen. Iſt es nun wirklich 
etwas Unbilliges, wenn man nun verlangt, daß die Eidgenoſſenſchaft 
etwas weniger Schnaps im Auslande kaufe und etwas mehr im 
Inland produziere und damit einem ausgeſprochenen Bedürfniſſe 
entgegenkomme? 

Kann man beſtreiten, daß gerade dieſe Gegenden aus der 
Agrarpolitik des Landes (Viehſubventionen, Zollpolitik) weniger 
Nutzen zogen als andere? In Rückſicht auf die Konſumenten bleiben 
ſie im Kartoffel, und Getreidebau ſchutzlos der Konkur— 
renz ausgeſetzt, während die übrigen Zweige der Landwirtſchaft, 
namentlich die viehwirtſchaftlichen Produkte und insbeſondere Indu— 
ſtrie und Gewerbe geſchützt werden. 

Es gibt auch ein unrichtiges Bild, wenn man die Mehrkoſten 
der inländiſchen Produktion in eine Linie ſtellt mit der verlangten 
direkten Subvention der Fabrik. Das ſind doch ganz verſchiedene 
Dinge. 

Was würde man ſagen, wenn die Eidgenoſſenſchaft 
ihre Lokomotiven, ihre Wagen, das Tuch für das Militär 
uw. im Auslande kaufen würde, weil es dort billiger iſt! 
Was würde man ſagen, wenn die öffentlichen Gebäude, die Brücken 
uſw. an ausländiſche Firmen vergeben würden? Ein Sturm der 
Entrüſtung ginge durchs Land. Bei landwirtſchaftlichen Erzeug— 
niſſen ſcheint man ein ſolches Vorgehen als ſo ſelbſtverſtändlich zu 
halten, daß ſelbſt ein „Genoſſenſchafter“ von unberechtigten Sub 
ventionen jpricht. 

Endlich muß denn doch geſagt werden, daß die Kantone mit 
ſtarkem Obſtbau, in denen bekanntlich die Produktion monopol— 
freien Alkohols immer beſonders ſtark iſt, durch das Alkoholmonopol 
einen Schutz genießen, wie ſie ihn ohne dasſelbe wohl nie erhalten 
hätten. Man ſcheint ſich deſſen in jenen Kreiſen gar nicht bewußt 
zu werden. Wenn der Bundesſchnaps ſtatt zu durchſchnittlich 170 Fr. 
per 100 Kilo, wie ihn der Bund verkauft, zu 50 Fr., wie er ihn 
aus dem Auslande bezieht, oder auch zu 80 Fr., wie er ihn im 
Inlande herſtellt, verkauft würde, ſo könnte man die Abfälle des 
Obſt- und Weinbaues heute überhaupt nicht mehr mit Nutzen brennen. 
Man dürfte ſich dies in jenen Gegenden aber überlegen, bevor man 
die berechtigten Forderungen der Ackerbaugegenden bekämpft. 

Wenn die Landwirtſchaft in den letzten Jahren etwas erreicht 
hat, ſo geſchah es deshalb, weil man ſich gegenſeitig bemühte, ein— 
ander zu verſtehen und ſich entgegenzukommen. Den Prinzipien, die 
wir z. B. in Weinbaufragen immer vertreten haben, ſollte man auch 
hier, wo es ſich um einen andern leidenden Zweig unſerer Land— 
wirtſchaft handelt, treu bleiben. Die Forderung, daß die inländiſche 
Alkoholproduktion erhöht werde, iſt, wenn der Betrieb der Zucker— 
fabrik ſich als untunlich erweist, kein unberechtigter Anſpruch 
auf eine Subvention, ſondern eine Forderung der Ge» 
rechtigkeit und Billigkeit. Dr. E. Laur. 

Dieſen Ausführungen erteilt der Redakteur des „Ge— 
noſſenſchafter“ folgende Antwort: 

Antwort. Sie iſt ſehr kurz. Der Herr Bauernſekretär iſt ſehr 
ungehalten, daß der „Genoſſenſchafter“ ſich erlaubte, eine andere 
Meinung zu haben. Nun, das iſt ja nicht das erſte Mal! Im 
Uebrigen unterſchreiben wir Wort für Wort, wenn Herr Dr. Laur 
uns auch beweist, daß unſere übrigen Behauptungen in 
der letzten Nummer unrichtig ſind. Es gibt in andern 
Gegenden Getreidebauern, denen nur der Getreide- 
bau geblieben iſt, und die der Subvention bedürſtiger 
jind, als die in Frage kommenden Kartoffel- und Zuckerrüben 
bauern. Das iſt der Kardinalpunkt der Frage! Und das find auch 
Schweizerbauern. y f 

Wir möchten vorerſt keinen Spieß in dieſen Kampf 
tragen, wir wollen nur regiſtrieren, daß ſolche Begehrlich— 
keiten die notwendige Folge der Liebesgabenpolitik, zu der 
auch Schutzzoͤlle und Lebensmittelpolizeiſchikanen gehören, 
ſind; wenn der Kartoffelproduzent eine hohe Subvention 
erhält, iſt nicht einzuſehen, warum der Getreideproduzent 
minderen Rechtes ſein ſoll. Zu den Bemerkungen Dr. Laurs, 
daß die einheimiſchen Kartoffeln, wenn ſie nicht gebrannt 
werden können, keine Abnehmer finden würden, möchten wir 
dagegen ein großes Fragezeichen machen. Verlegen ſich die 
betreffenden Landwirte auf den Anbau einer haltbaren 
Kartoffelſorte, die eingekellert werden kann, braucht ihnen 
um die Abnehmer im Inlaud nicht bange zu ſein. 

Feſtſetzung der Milchpreiſe. In der Artikelſerie über den 
Inhalt und die Wirkung der Vorſchriften der eidgenöſſiſchen 
Lebensmittelpolizeiverordnungen haben wir bei Abſchnitt 1.) 
Milch, erwähnt, daß in landwirtſchaftlichen Kreiſen auf 
eine Miſchpreiserhöhung hingearbeitet und dann ſolche 
hauptſächlich mit den erhöhten Anforderungen der neuen 
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Vorſchriften begründet werde. Daß dieſe Vorausſage richtig 
war, ergibt ſich aus einer offiziellen Mitteilung über die 
Verhandlungen des Zentralverbandes ſchweizer. 
Milchproduzenten, der am 6. Auguſt in Olten tagte. 
Dort wurde unter anderem folgender Beſchluß gefaßt: 


„Zu all dieſen die Produktion erſchwerenden Ver— 
hältniſſen geſellen ſich noch die höheren Anforderungen 
an die Produzenten ſelbſt. Das neue Lebensmittelgeſetz 
verlangt vermehrte Sorgfalt in der Milchlieferung, was 
neue Koſten bedingt. Alle dieſe Faktoren bedingen es, daß 
die Milchproduzenten für die nächſten Verkaufsabſchlüſſe 
einen Preisauſſchlag verlangen müſſen.“ 


Dieſe Ankündigung veranlaßt einen Einſender in 
Nr. 70 der „Schweizerischen Milchzeitung“, der ſonſt für 
die Milchpreiserhöhung eintritt zu folgendem Proteſt, 
den wir unſeren Leſern, ſpeziell im Hinblick auf die 
kommenden Vertragsabſchlüſſe nicht vorenthalten wollen. 


„In der Milchpreisfrage kämpft der Bauer um ſein gutes Recht. 
Kampfmittel find um ſo beſſer, je begründeter ſie ſich darlegen laſſen. 
Wie das neue Lebensmittelgeſetz dafür Propaganda machen ſoll, will 
mir nun aber nicht recht einleuchten. Ich finde im Geſetzbuche trotz 
Suchens nichts, das dem Bauer dazu Berechtigung geben würde, 
anſonſt mit gleichem Recht behauptet werden könnte, die Milch war 
den vorher bezahlten Preis nicht wert. 

Früher befaßte ſich das Geſetz nur mit den Fälſchungen, d. h. 
Waſſerzuſatz oder Abrahmung der Milch. Die bezüglichen Normen 
ſind ſo ziemlich die gleichen geblieben, was an Gehaltswerten ver 
langt wird. Dieſer Punkt darf ſomit für die geſtellte Frage außer 
Betracht fallen. Was das neue Geſetz vom Produzenten mehr ver— 
langt, iſt die Beſtimmung: „Die Milch ſoll geſund, ſauber, von 
geſunden, richtig genährten Kühen ſtammen. 

Was iſt nun der Mehrkoſtenpunkt für den Produzenten für 
geſunde Milch gegenüber kranker? Ich kann es nicht jagen. Was 
iſt der Mehr koſtenpunkt für reinliche Milch gegenüber ſchmutziger, 
unreiner? Hier kann ich es jagen: „Sauberes Waſſer zum Waſchen 
der Hände, mehr Sorgfalt beim Melken, ein ſauberer Tuchlappen 
oder etwas ſauberes Stroh zum Reinigen des Euters vor dem 
Melken. Das iſt auch alles, aber vielerorts dringend nötig. Wer in 
dieſen Forderungen vermehrte Produktionskoſten findet, hätte wahr 
ſcheinlich ſchon lange den Gebrauch des Wattefilters benötigt. Es 

ab und gibt nur eine Milch, die iſt unverfälſcht, geſund und ſauber. 
Ein Produkt, daß dieſe Eigenſchaften nicht hat, iſt keine Milch; ſie 
gehört in den Güllenkaſten und nicht zum Verkaufe. 

An was ich mich ftoße, iſt einzig der Begriff, daß das, was 
jetzt geſetzlich verlangt wird, auch vorher ſchon für rechtdenkende, 
ordnungsliebende Produzenten Ehrenſache war, und gottlob hatte 
es noch eine ſchöne Anzahl derer. Das Geſetz verlangt einen Verkauf 
der Milch, wie ſie eine geſunde Kuh in jeglicher verlangter Beziehung 
wohl im ſtande iſt zu geben und auch gibt. Es will nur den Käufer 
ſchützen gegen ein minderwertiges Produkt, ſei es nun unrein, krank— 
haft, tuberkulös, geltig, katarrhaliſch, biemſtig, oder entſtanden durch 
Eingriff, als Waſſerzuſatz oder Abrahmung. Die neue Verordnung 
trifft ſomit nicht die Allgemeinheit der Produzenten, nur einen Teil 
derer, für welche ein baldiges tüchtiges Einſchreiten zum Nutzen von 
Menſch und Vieh wie ihrer ſelbſt dringend geboten wäre. Ich 
behaupte, geſtützt auf gute Erfahrungen, daß das Geſetz viel not— 
wendiger in richtiger Handhabe iſt, als man es ſich ſo allgemein 
vorſtellt. Auch kann ich dem Berichterſtatter nur ſagen, daß wir in 
der Schweiz in Bezug auf Anforderungen noch lange nicht die 
führende Rolle ſpielen. Für eine gute Empfehlung der gerühmten 
Schweizermilch darf es auch nicht angeſehen werden, wenn ſie geſund 
und rein verlangt — weil unter erſchwerenden Produktionsverhält 
niſſen, dann höher bezahlt werden ſoll!! 

Die neue Verordnung iſt auch nicht in dem Sinne auszulegen, 
als ob nunmehr die Milch höhere Gehaltswerte haben ſollte. Dieſe 
ſind nun einmal individuell und auch durch veränderte Fütterungs— 
weiſe nicht lange ohne direkten oder indirekten Schaden am Milchtiere, 
oder zu hohen Produktionskoſten zu beeinfluſſen. Hier will und kann 
das Geſetz keine neuen Normen ſchaffen. 

Wo ſind nun die Gründe, die berechtigen würden, für höhere 
Milchpreiſe zu ſprechen? Ich antworte: Wenn nur der Milch— 
produzent den Wert der neuen Verordnung richtig verſtehen und 
dem nachleben würde, würde er ſich ſelbſt den Milchpreis höher 
ſtellen durch größeren Nutzen an geſünderem Milchvieh. Das Geſetz 
iſt bald zwei Monate in Kraft, aber bis es etwelchen Erfolg auf- 
zuweiſen hat, wird noch manches Jahr vergehen. Ein Erfolg, eine 
Beſſerung iſt in gewiſſer Beziehung der Milchlieferung aber dringend 
notwendig. Es hat viel zu viel kranke Euter, zum großen Schaden 
des Landwirtes. Die ſchweizeriſchen Landwirte dürften mehr tun, 
um die Kenntniſſe und die Tüchtigkeit des Melkperſonals zu mehren. 
Da könnten ſie noch bei richtigem Vorgehen Erfolge erzielen, die 
ſich auf beſſere Milchpreiſe umrechnen ließen. 

Ich weiſe die Anſicht zurück, daß das neue Geſetz in ſeinen 
Forderungen Gründe für höhere Milchpreisforderungen in ſich ſchließt, 
und zwar ſo wenig für den Käſereibetrieb wie für den allgemeinen 


Konſum, ſo lange nicht noch mehr größere Anforderungen geſtellt 
werden, welche dann wirklich Neuanſchaffungen, z. B. Filter, Kühler, 
oder die peinlichſte Reinlichkeit im Stalle, wie Waſchen der Euter, 
regelmäßiges Kalten der Wände ze. verlangt würde. 

Auf der anderen Seite behaupte ich aber, die neue Verordnung 
gibt wirklich dem Landwirt Handhabe und Wegleitung zur Erzielung 
eines beſſeren Milchpreiſes, wenn er für geſundes, reinliches Milch 
vieh ſorgt, das jeder guten Pflege und Wartung dankbar, viel gute, 
geſunde Milch liefert, die kein Geſetz beanſtanden kann und ſomit 
jede aufgewendete Arbeit ſtets gut bezahlt. Auf dieſe Weiſe hilft 
ſich der Bauer ſelbſt am beſten; fragt nur die, welche Ordnung 
halten, ob ich recht habe oder nicht. 

Ich ſtelle nun die Frage: Würden die Delegierten des milch 
wirtſchaftlichen Zentralverbandes in der Lage ſein, einem Käufer 
für die ſanitariſch geſtellten Forderungen genügende Sicherheit zu 
bieten, daß ein eventuell bewilligter Mehrpreis für die Milch, dieſelbe 
dann in Wirklichkeit auch geſünder und reinlicher geliefert würde? 
Das würden ſie wohl unterlaſſen zu tun. Der Schlendrian würde 
gewiß trotzdem da anhalten, wo er vorher geblüht. Der Mehrerlös 
würde befriedigt eingeſteckt, ohne daß von Seiten der Sünder nur 
daran gedacht würde, dafür beſſere Ordnung zu halten. Wie viel 
mehr Verſtändnis und Fortſchritt hätte die Forderung verraten, 
wenn ſie ſich geſtützt hätte auf die Zuſicherung, es ſoll ſo werden 
und kommen, wie das Geſetz es verlangt, weil billig und gerecht. 
Ihr Milchproduzenten, Ihr müßt es nicht dem Geſetze noch dem 
Käufer überlaſſen, Ordnung zu ſchaffen bei Euch, es ſollte nicht ein 
„Müſſen“ ſein, das führt gerne zu Zwiſtigkeiten zwiſchen Käufer 
und Verkänfer. Ihr Genoſſenſchaften, die ihr geſchloſſen vorgeht, 
da habt Ihr ein dankbares Feld, durch Selbſthülfe den Wert der 
Schweizermilch noch viel zu mehren, denn ſie iſt noch lange nicht 
in jeder Beziehung, was ſie geſundheitlich ſein könnte. Führt ſelber 
die Kontrolle, rügt und ratet in Euren engeren Verſammlungen; 
es wäre vom großem Nutzen aller Beteiligten, und die Milchkäufer 
würden Ihnen ſehr dankbar ſein. Das Weſen der Milch und 
Kenntniſſe des Euters ſind im allgemeinen viel zu wenig bekannt 
beim Melkperſonal, darum findet man auch oft noch ſo wenig Ver— 
ſtändnis für das allereinfachſte. Der Bauer als Milchproduzent 
ſollte nach meiner Anſicht das Produkt, aus dem er zur Hauptſache 
ſein Leben, ſeine Exiſtenz friſtet, beſſer kennen lernen, er würde 
dabei gewiß nur profitieren können. Ich behaupte, ein Erfolg für 
geſündere, reinlichere Milch wäre auf dieſem Wege eher zu erzielen, 
der ſäumige Bauer würde eher eines Beſſeren belehrt durch gute 
ehrbare Männer, die mit gutem Beiſpiel vorangehen. 

Am 21. September d. J. hat übrigens in Bern eine 
vom Vorſtand des zentralſchweizeriſchen Milchproduzenten— 
Verbandes einberufene, von 400 Intereſſenten beſuchte und 
von einem aktiven Regierungsrat geleitete Verſammlung 
ſtattgefunden, in der Dr. Laur referierte und für eine Er— 
höhung des Milchpreiſes, die im Kanton Bern allein 
1,500,000 Fr. pro Jahr ausmachen würde, eintrat. Die 
Verſammlung pflichtete ſelbſtverſtändlich den Anträgen des 
Referenten bei. 

Wir werden uns alſo allem Anſchein nach auf eine 
Erhöhung der Milchpreiſe gefaßt machen müſſen, wenn es 
den vereinigten Konſumenten nicht gelingt, den Anſturm 
abzuwehren. 


Genoſſenſchaftliche Nundſchau. 


— 


Ein katholiſcher Pfarrer über die Konſumgenoſſenſchafts— 
bewegung. In München fand vor kurzem ein ſozialer Ferien— 
kurſus ſtatt, an dem der Stadtpfarrer von Donaueſchingen, 
Herr Dr. Feurſtein über die deutſche Konſum— 
genoſſenſchaftsbewegung ſprach. Wie wir der „Kon— 
ſumgenoſſenſchaftlichen Rundſchau“ entnehmen, legte Dr. 
Feurſtein ſeinem Vortrage folgende Theſen zu Grunde: 

1. Der privatwirtſchaftliche Geſichtspunkt. 

Unmöglichkeit, die Aktivſeite des Arbeiterhaushalts dauernd über 
dem Exiſtenzminimum zu halten, da Lohnerhöhungen häufig durch 
Warenaufſchläge und Steigerung der Mietpreiſe aufgewogen werden. 
Alſo Streben nach Verminderung der Paſſivſeite. Erhöhung der 
Kauftraft des Lohnes durch Ausſchaltung des Zwiſchenhandels auf 
dem Wege der Uebertragung der wirtſchaftlichen Funktionen des 
iſolierten Haushalts auf einen gemeinſchaftlichen Wirtſchaftsbetrieb. 
Bedeutung der Mitgliederguthaben als Notfonds. 

2. Der volkswirtſchaftliche Geſichtspunkt. 
Naeuorganiſation des Güterverkehrs durch die Konſumgenoſſen 
ſchaft. Differenzierende Wirkung auf den Kleinhandel: Ausſchaltung 
geſchäftsuntüchtiger und überzähliger Händlerexiſtenzen, Anxeiz 
leiſtungsfähiger Betriebe zu erhöhten Leiſtungen. Naturnotwendiger 


volkswirtſchaftlicher Geſundungsprozeß. Preisregulierende Wirkung 
der Konſumvereine. Die Konſumvereine als Abnehmer landwirk— 
ſchaftlicher Genoſſenſchaften. Das poſitive Intereſſe der Induſtriellen 
und Handwerker. Die große Bedeutung der Konſumentenorganiſation 
im Kampfe gegen die ringbildende Tendenz des gewerblichen Groß— 
kapitals. Der konſervierende Einfluß auf kleine Eigenbetriebe und 
Eigenwirtſchaften. Kapitalbildung und Produktionsbefruchtung durch 
Konſumvereine. Die günſtige Wirkung des Barzahlungsprinzips auf 
den Geldmarkt. 
3. Der ſoziale Geſichtspunkt. 

Das wirtſchaftliche Aufſteigen ganzer Volksklaſſen 
als ſozialer Gewinn. Die ſozial befreiende Wirkung der Bar 
zahlung, der Eigenproduktion, der Selbſtverwaltung, der Intereſſen 
harmonie zwiſchen Mitgliedern, Angeſtellten und Arbeitern derſelben 
Genoſſenſchaft. 

4. Der ethiſche Geſichtspunkt. 

Erziehung zur Selbſthilfe, Selbſtverantwortung, Selbſtverwal— 
tung, zur Brüderlichkeit, zur Treue und Glauben in Handel und 
Wandel, zur Moral der Gemeinſchaft. 

5. Der Konkurrenzeinwand. 

Die ſogenannte Mittelſtandsfeindlichkeit der Konſumvereine. 
Mißbräuchliche Anwendung des Begriffes Mittelſtand. Der von 
der Konſumvereinsbewegung getroffene ſogenannte 
Mittelſtand nur der kleinſte Teil der gewaltigen, 
zwiſchen Beſitz und Proletariat ſich einſchiebenden neuen 
Mittelſchicht. Die wahren Gründe der Rückbildung des alten 
Mittelftandes: mangelndes Anpaſſungsvermögen, rückſtändige Tech 
nik, unreelles Geſchäftsgebahren, geringe kaufmänniſche Bildung, 
Borgwirlſchaft, Ueberfüllung. 

Die Konſequenz aus dieſer einſichtsvollen Beurteilung 
des Weſens und der Bedeutung der Konſumgenoſſenſchaften 
iſt aber auch die vollſtändige Verurteilung einer nach 
konfeſſionellen Geſichtspunkten ſeparierten Organiſation des 
Konſums. Vielleicht laſſen ſich die Leiter der ſchweizeriſchen 
konfeſſionellen Konſumvereinsorganiſationen durch einen 
Geſinnungsgenoſſen aus dem Auslande eher belehren als 
durch die ſchweizeriſchen Anhänger der neutralen Konſum— 
vereine. 


Kreis X. (K.-Korr. aus Baden.) Wir erlauben uns 
nochmals, die Verbandsvereine zu möglichſt zahlreichem 
Beſuch unſerer Konferenz auf morgen, den 26. September, 
in Koblenz einzuladen; beſonders hoffen wir, daß Laufen— 
burg ſich für ein paar Stunden von ſeinen Salmen trennen 
und ſich auch einfinden werde, und daß ferner kein Ver— 
bandsverein beim Appell fehlt. Eine Fahrt durch die herbſt— 
lichen Fluren des lieblichen Aaretales iſt ein Genuß und 
wird noch lange nicht jedem Aargauer beſchieden. Dann 
hat Koblenz einen Schatz in ſeinem Erdboden, den die 
Römer, als ſie hier hauſten, nicht ahnten, ſonſt hätten ſie 
ihn ſicher ausgebeutet und für ihre Legionen nutzbar ge— 
macht, und auch die Alemanen ahnten nicht, als ſie durch 
das große Eingangstor von Vindoniſſa zogen, daß ſie über 
ein Salzlager ſtolperten. Vielleicht iſt es möglich, am 
Sonntag der Stelle einen Beſuch abzuſtatten, wo das 
Schmerzenskind des Aargaus, das berühmte „Salzlager 
von Koblenz“, das ein Vögelein entdeckt, aber ſeinem Grabe 
nicht entheben kann, einen Beſuch abzuſtatten. Alſo auf 
nach Koblenz zur genoſſenſchaftlichen Tagung. 


Baden. (K.-Korr.) Samstag, den 25. September, findet 
wieder eine außerordentliche Generalverſammlung unſerer 
Genoſſenſchaft ſtatt, an welcher die Bäckereifrage in neuer 
Auflage zur Sprache kommen ſoll. Der Vorſtand hat nach 
einläßlicher Prüfung gefunden, die Erſtellung eines zweiten 
Ofens ſei nur ein Flick und keine rationelle Löſung der ſo 
eminent wichtigen Angelegenheit. Eine neue Bäckerei mit 
den neueſten Einrichtungen ſei das beſſere; nur die Platz— 
frage ſpielte eine Hauptrolle. Eine Bäckerei ſoll womöglich 
in der Nähe eines Bahnhofes und im Zentrum der Ge— 
noſſenſchaftsanſtalten liegen, das war aber bei dem eigenen 
verfügbaren Terrain nicht der Fall. Da ging es dem 
Vorſtand wie den Weiſen aus dem Morgenland und dem 


Jeruſalemfahrer Grafen Heinrich von Rapperswil: den 
erſtern zeigte ein Stern, wo das Chriſtuskindlein zu finden 
war, und dem letztern wies ein Stern die Stelle, wo er 
ſein Projekt, Bau eines Kloſters, ausführen könne, wodurch 
das Kloſter „Maria Meerſtern“ (Wettingen) entſtand. Ein 
guter Stern wies dem Vorſtand die Stelle auch, wo er 
eine Bäckerei nach Wunſch und Bedarf erſtellen kann. Der 
Generalverſammlung wird das Projekt ausführlich zer— 
gliedert werden und man hofft auf deren Zuſtimmung. 
Wenn das geſchehen, werden wir den Leſern des „S. K.“ 
mitteilen, welchen Platz der Stern dem Vorſtand ange— 
wieſen. — Nach der Verſammlung folgt ein Vortrag über 
11 Genoſſenſchaftsweſen mit Vorführung von Licht— 
ildern. 

Biberiſt. (Korr.) Der Vorſtand der Konſumgenoſſen— 
ſchaft in Biberiſt hat in ſeiner Sitzung vom 5. September 
abhin aus den zahlreich eingegangenen Anmeldungen als 
Verwalter gewählt Herrn J. Holenſtein, zur Zeit in Jona 
(St. Gallen). Herr Holenſtein arbeitet ſeit Jahren auf dem 
Gebiete des Genoſſenſchaftsweſen und ſo hoffen wir, eine 
recht glückliche Wahl getroffen zu haben. 


r 


Genoſſenſchaftsbewegung des Auslands. 


rr 


Finnland. 

Die Geſellſchaft „Pellervo“, Geſellſchaft für Propa— 
ganda des Genoſſenſchaftsweſens in Finnland, hält am 
1. und 2. Oktober in Helſingsfors zum 10 jährigen Jubi— 
läum des finniſchen Genoſſenſchaftsweſens eine Delegierten— 
verſammlung ab. Zur Feier des denkwürdigen Tages hat 
der Vorſitzende, Herr Profeſſor Dr. Hannes Gebhard, eine 
Denkſchrift „Die Genoſſenſchaftsbewegung in Finnland 
18991909“ ausgearbeitet, die über die großen Fort— 
ſchritte unſeres Bruderverbandes in Finnland eingehend 
Aufſchluß erteilt. Wir werden auf dieſe Denkſchrift noch 


zurückkommen. 
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Opfer der Arbeit. Auch die genoſſenſchaftlichen Unter— 
nehmungen unterliegen der Gefahr von Betriebsunfällen; 
je intensiver komplizierte, maſchinelle Hilfsmittel in den 
Dienſt unſerer Betriebe geſtellt werden, umſo eher iſt 
auch die Möglichkeit eines Betriebsunfalles gegeben. 
Leider haben wir heute gerade über zwei ſolche Unfälle 
zu berichten. 

Samstag den 11. September nachmittags geriet im 
Schlächtereigeſchäft des A. C. V. Baſel bei den üblichen 
Reinigungsarbeiten ein Metzger, Franz Schnider, mit 
der linken Hand ſo unglücklich unter die ſogenannte Knochen— 
guillotine, daß ihm die Hand beim Gelenk vollſtändig ab— 
geſchnitten wurde. Sofort zugezogener Hilfe von Samaritern 
und Aerzten gelang es, das Verbluten des Verletzten zu 
verhindern; derſelbe wurde in den Spital verbracht und 
ſein Befinden iſt derart, daß angenommen werden kann, 
er werde ohne weitere Folge als dem Verluſt der linken 
Hand davonkommen. 

Weitaus ſchwerer war jedoch der Unfall, der ſich am 
folgenden Samstag, 18. September, in Pratteln, beim 
Lagerhaus des Verbandes ereignete, da dem Unfall 
zwei Menſchenleben zum Opfer fielen. 

Neben dem Lagerhaus in Pratteln befindet ſich eine 
15 Meter tiefe Ziſterne, die die Abwaſſer aus dem Lager— 
haus und den verſchiedenen dort inſtallierten Betrieben 
aufnehmen ſoll. Nachdem dieſelbe vor Kurzem nicht mehr 
richtig funktionierte, wurde der Erbauer derſelben konſul— 
tiert. Derſelbe ſchlug Abhilfe durch Vertiefung der Ziſterne 
und verſchiedene Aenderungen techniſcher Art vor und 
empfahl, dieſe Arbeit der Bauunternehmung Meneguzzo in 
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Ruchfeld, weil in der Ausführung ſolcher Arbeiten wohl 
erfahren, zu übertragen. Demgemäß wurde mit dieſer 
Unternehmung ein Vertrag abgeſchloſſen. Am Freitag den 
17. September wurde mit der Arbeit begonnen und letztere 
unter Aufſicht des techniſchen Leiters der Unternehmung 
durch vier italieniſche Arbeiter ſoweit gefördert, daß am 
Freitag abend die Ziſterne vollſtändig trocken war. 


Samstag früh 7 Uhr fanden ſich wieder drei von den 
vier Arbeitern ein, während der techniſche Leiter der Ar— 
beit erſt um 7 Uhr eintraf. Trotzdem die Arbeiter darauf 
aufmerkſam gemacht wurden, daß ſie in Abweſenheit des 
Chefs nicht mit der Arbeit anfangen ſollten, ſtieg einer 
kurz nach 7 Uhr die Leiter hinunter, fiel aber beim Hin- 
abſteigen, wahrſcheinlich durch giftige Gaſe, die ſich in 
der Nacht angeſammelt hatten, betäubt, in den Schacht. 

Ein zweiter Arbeiter, der zur Rettung nachfolgen 
wollte, mußte halbwegs wieder umkehren. 


Der dritte machte ihm Vorwüfe, und wollte nun ſeiner— 
ſeits, trotzdem er gewarnt worden war hinunterzuſteigen, 
um den erſten zu retten, in die Cyſterne hinunter. Er 
wurde beim Hinunterſteigen ebenfalls betäubt und fiel 
in die Tiefe des Schachtes. Die Unglücklichen, waren 
wahrſcheinlich dadurch ſicher gemacht worden, daß ſie am 
Tage vorher keine Einwirkung giftiger Gaſe bemerkt hatten 
und hatten deshalb die üblichen Sicherungsmaßregeln 
(Herunterlaſſen eines brennenden Lichtes) unterlaſſen. Die 
Rettung der Verunglückten geſtaltete ſich ziemlich ſchwierig. 
Da zu befürchten war, daß jeder, der in den Schacht 
hinunterſteige, das gleiche Schickſal erleide, mußte zuerſt 
für Verbeſſerung der Luft in der Cyſterne geſorgt werden, 
was längere Zeit in Anſpruch nahm. 

Dann ſtieg der Zimmermann Kurth in den Schacht 
und durch ſeine Hilfe konnten die beiden Verunglückten an 
das Tageslicht befördert werden, der eine um 8 Uhr der 
andere um 8% Uhr. Die Wiederbelebungsverſuche, die 
durch zwei herbeigeruſene Aerzte ſofort vorgenommen 
heißen: blieben leider erfolglos. Die beiden Verunglückten 

eißen: 

Giovanni Viſchitta, Maurer von Rovegro, Italien, 
geboren 1869, verwittwet und 

Auguſto Terraſſa, Maurer von Malo, 
geboren 1875, ledig. 

Beide waren ſeit vielen Jahren im Dienſte der Firma 
Meneguzzo, der eine ſeit 14 Jahren, der andere ſeit zirka 
10 Jahren und wurden als tüchtige Arbeiter gerühmt. 

Zur Beſtattung, die Montag, den 20. September in 
Pratteln unter Aſſiſtenz des Ortspfarrers Tiſchhauſer jtatt- 
fand, hatten ſich gegen 200 Leidtragende, in der Mehrzahl 
italieniſche Arbeitskollegen der Verunglückten eingefunden, 
von denen mehrere am Grabe heftige Anklagereden gegen 
die „kapitaliſtiſche“ Geſellſchaft hielten. 


Italien, 


Propaganda. Es naht wiederum die Herbſt- und 
Winterzeit und damit die Saiſon der Lichtbildervor— 
träge. Da ſich dieſe von Jahr zu Jahr größerer Beliebt— 
heit erfreuen, wird vorausſichtlich wieder eine große Zahl 
von Geſuchen um Ueberlaſſung von Referenten einlaufen. 
Deshalb würde es ſich empfehlen, daß einzelne Vereine 
ſchon in den Monaten Oktober und November mit der 
Propaganda beginnen, damit möglichſt allen Geſuchen ent- 
ſprochen werden kann. 

Geſuchen um Stellung von Referenten bitten 
wir jeweilen das Datum beizufügen, an welchem 
der Vortrag ſtattfin den ſoll, ebenſo Angaben über 
das gewünſchte Thema. Nichtbeachtung dieſes Wunſches 
hat vermehrte Schreibereien und Zeitverluſt im Gefolge. 


Gegenwärtig haben wir folgende Serien zuſammen— 
geſtellt: 
Ein Spaziergang durch die genoſſenſchaftliche Schweiz. 
Der Verband ſchweiz. Konſumvereine. 
Der Allgemeine Konſumverein in Baſel. 
Das Genoſſenſchaftsweſen in Großbritannien. 
Genoſſenſchaftliche Großeinkaufsorganiſationen. 
Die genoſſenſchaftliche Brotproduktion. 
Die Konſumvereine in Deutſchland, Frankreich, Belgien 
und Italien. 
Das Genoſſenſchaftsweſen in Ungarn. 
Die Owenitiſchen und Fourieriſtiſchen Aſſociations— 
beſtrebungen (Das Familiſtère in Guiſe). 
Auf Wunſch werden aber auch andere Themata aus 
der Genoſſenſchaftsbewegung behandelt. 


Die Vorträge ſollten immer öffentlich ſein. Je 
größer die Teilnehmerzahl, deſto wirkſamer wird der Anlaß. 
Es ſollte deshalb jeweilen jchon einige Zeit vor der Ab— 
haltung des Vortrages die Propaganda eröffnet werden, 
und zwar tut man gut, nicht nur in den Genoſſenſchafts— 
organen, ſondern auch in den Lokalblättern darauf hinzu— 
weiſen und Freunde wie Gegner der Bewegung zum Be— 
ſuche einzuladen. Namentlich ſollte man nie unterlaſſen, 
die Frauen und Töchter zum Beſuche zu ermuntern. 


Da die Referenten alles für die Vorführung der Licht— 
bilder nötige Material mit ſich führen, können Vorträge 
auch in Lokalen veranſtaltet werden, die nicht elektriſch 
beleuchtet ſind. 


Der Unterhalt und die Reiſekoſten der Referenten 
fallen zu Laſten des Verbandes, dagegen wird erwartet, 
daß der Apparat von dem betreffenden Verein franko 
zurück-, reſp. weiterſpediert werde. 

* 


* + 
Kreiskonferenzen: Die Konferenz des XIV. Krei— 


ſes (Vorort Herisau) findet am 17. Oktober in Appenzell 
ſtatt. Ausführlichere Mitteilungen werden folgen. 


8 Literatur. S 


B. Der Bibliothekar. Monatsſchrift für Arbeiter- 
bibliotheken. Dieſes neue Blatt erſcheint am Anfange jeden 
Monats 8—12 Seiten ſtark und wird von Herrn Guſtav Hennig in 
Leipzig redigiert. Von buchhändleriſchen Intereſſen unabhängig 
will es durch bibliothek-techniſche Artikel und Rezenſionen aus der 
Feder von Fachleuten den Arbeiterbibliotheken bei der Auswahl der 
Bücher, der techniſchen Einrichtung und der Verwaltung ein Weg— 
weiſer ſein und dadurch die organiſierte Arbeiterſchaft vor Mißgriffen 
und unnötigen Koſten bewahren. Soviel wir aus den uns zu Ge— 
ſicht gekommenen Nummern erſehen konnten, wird das Verſprochene 
auch nach Möglichkeit gehalten. Wenn auch in den Artikeln und 
Beſprechungen der Parteiſtandpunkt hie und da etwas ſchroff zum 
Ausdruck kommt, darf das Blatt doch allen Konſumvereinsbibliotheken 
warm empfohlen werden, denn ſeine techniſchen Winke ſind ſehr 
beachtenswert und ebenſo kann man aus den Rezenſionen, auch 
wenn man den Standpunkt des Rezenſenten nicht immer teilt, 
vieles lernen. 
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Nee ooo 


Auf den ſroſligen Sommer 
ein kaller Winter. &Z 


In großer Auswahl hält der V. S. K. 
den Verbandsvereinen 


Winterwaren 


aller Art zur Verfügung. wie 


Alnterhoſen 
Alnterleibchen 
Spenzer | 
Wollene Strümpfe 
Winterjacken 
Wollene Hemden 
Wolltücher 
Sutterbarchent 
Dolldecken 
Sodann verweiſen wir auf unſere reich— 


haltigen Kollektionen in Herren- u. Damen⸗ 
ſtoffen für die Winterſaiſon. 
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= VW. S. K. besitzt ein 
reichhaltiges Lager in 


Winter- Schul waren 


Finken, nie Kummischuhe GE 


und solide gefütterte und 


UN ungefütterte 
aller- Schulwaren, 


flott illustrierte 


Winter-Katalog 


erscheint anfangs 
Oktober, 
worauf wir schon 
jetzt die tit.Vereins- 
verwaltungen auf- 
merksam machen. 


antwortlich für = SE G. Kr ebs in Bajel. 


